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Aktuelle Mitgliedsdaten melden
Deine Mitgliedsdaten (Adresse, Bankverbindung, Eingruppierung, Beschäf-
tigungsart, Teilzeit, Erziehungsurlaub, Arbeitsstelle ...) haben sich geändert? 
Dann kannst du diese online unter gew-bayern.de/anmeldung selbst aktuali-
sieren. Dort findest du auch deine Beitragsbescheinigung für das Finanzamt.
Du kannst deine Änderungsmitteilungen aber auch weiterhin postalisch 
an die Geschäftsstelle der GEW Bayern senden oder dich per E-Mail an die 
GEW-Mitgliederverwaltung wenden: mitgliederverwaltung@gew-bayern.de
Grundsatz aller Gewerkschaften: Wer weniger verdient, zahlt weniger 
Beitrag (wenn es uns mitgeteilt wird!). Der Rechtsschutz wird nur gewährt, 
wenn der satzungsgemäße Beitrag entrichtet wurde.
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Telefonische Rechtsberatung 
für Mitglieder  

erfolgt nach Terminvereinbarung. 
Dazu bitte eine E-Mail senden unter Angabe 

der eigenen telefonischen Erreichbarkeit 
und kurzer Schilderung der Angelegenheit – 
nötige Unterlagen im PDF-Format anfügen.

E-Mail: rechtsstelle@gew-bayern.de
Tel.: 089 544081-14

Erwachsenenbildung umfasst die 
allgemeine Erwachsenenbildung und 
die berufliche Weiterbildung. Erstge-
nannte zielt darauf ab, Inhalte so zu 
vermitteln, dass sich die Menschen 
mit den Folgen des wissenschaftlich-
technischen wie des sozialen Wandels 
versierter auseinandersetzen können. 
Ebenso zentral ist die Vermittlung po-
litischer, wirtschaftlicher und kulturel-
ler Prozesse, um zu einem verantwor-

tungsvollen Handeln in allen wichtigen Lebensbereichen zu 
befähigen. Demgegenüber ist die berufliche Weiterbildung 
dem Ziel der Steigerung der wirtschaftlichen Produktivität 
und der Wettbewerbsfähigkeit unterworfen. Sie gliedert sich 
in die berufliche Fortbildung und die berufliche Umschulung.
Um die Bedeutung der Erwachsenenbildung hervorzuheben, 
wurde bereits das Jahr 1996 zum »Europäischen Jahr für le-
benslanges Lernen« erklärt. »Die Idee, die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, daß alle Bürger Zugang zum lebenslangen 
Lernen haben, ist Bestandteil einer demokratischen Auffas-
sung von der Funktionsweise unserer Gesellschaften«, be-
gründete Johan van Rens, damaliger Direktor des Europäi-
schen Zentrums für die Förderung der Berufsbildung, diesen 
Schritt.
Fast 30 Jahre später bleibt der Zugang zur Erwachsenenbildung 
immer noch einer großen Bevölkerungsgruppe versperrt. Der-
zeit sind knapp 5,5 Millionen Menschen in Deutschland auf 
das Bürgergeld (bis Ende 2022 Hartz IV) angewiesen. Sie er-
halten lediglich 1,81 Euro pro Monat für Bildung. Das reicht 
beispielsweise nicht einmal für den eineinhalbstündigen  
Onlinevortrag »Gleichheit als Grundrecht?« der VHS Mün-
chen, obwohl die Kursgebühr für Bürgergeld-Empfänger*innen 
um 50 Prozent auf 3 Euro reduziert ist. Zumutbar? Fraglich, 
zumal folgender Zusatz bei der Veranstaltung als weiteres 
Ausschlusskriterium für die Teilnahme wirkt: »Benötigt wer-
den: PC/Laptop/Tablet mit Mikrofon und Kamera, gute In-
ternetverbindung.« Menschen, die vom Bürgergeld leben 
müssen, bekommen für »Post und Telekommunikation« nur 
44,88 Euro pro Monat. Die Frage des VHS-Kurses nach der 
Gleichheit wäre damit geklärt. Die GEW fordert den Zugang 
zu Angeboten der Erwachsenenbildung für alle und für die 
Beschäftigten in dieser Branche u. a. eine gute Bezahlung und 
gute Arbeitsbedingungen.  

Dorothea Weniger 
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Am 22. April war es endlich so weit. 
Das gemeinsame Einigungspapier von 
Gewerkschaften und Arbeitgebern lag 
auf dem Tisch bzw. auf dem Bild-
schirm des PCs. Die bayerischen De-
legierten der Bundestarifkommission 
waren online bis tief in die Nacht an 
der letzten Sitzung in dieser Tarifrun-
de mit den verantwortlichen GEW-
Tarifspezialist*innen verbunden.

Drei Verhandlungsrunden waren zu-
vor erfolglos zu Ende gegangen. In der 
zweiten Runde legten die Arbeitgeber 
ein völlig unzureichendes Angebot vor 
und betonten, von den eingefahrenen 
»Spielregeln« Abstand nehmen und 
schnell zu einer Einigung kommen zu 
wollen. Jedoch sollte diese Einigung ih-
rer Ansicht nach auch nichts kosten. 

Arbeitgeber rufen die 
Schlichtung an
Die Gewerkschaften mit ver.di als 

verhandlungsführender Organisation 
blieben lange standhaft, um die For-
derungen ihrer Kolleg*innen in den 
schwierigen Zeiten durchzubringen. 
Demzufolge war erst einmal keine ein-
vernehmliche Lösung in Sicht. Daraufhin 
riefen die Arbeitgeber die Schlichtung 
an, die nach Zustimmung der Gewerk-
schaften dann auch eingesetzt wurde.

Es ist keine Selbstverständlichkeit, 
dass auch in dieser Situation ein gewis-
ser Druck auf die Arbeitgeber aufgebaut 
wird. Diesen ermöglichte nur das große 
Engagement unserer Kolleg*innen unter 
anderem aus den Kitas, den Einrichtun-
gen der Behindertenhilfe, den Jugend-
ämtern etc. Allen gebührt unser Dank 

und unsere Anerkennung 
für ihre Solidarität und 
Einsatzbereitschaft.

Die Schlichtung tagte 
an einem geheimen Ort, 
um am Ende eine Emp-
fehlung vorzulegen. Dar-
auf folgten bei den Tarifparteien heftige 
Diskussionen und am Ende stand nach 
nochmaligen sehr zähen Verhandlungen 
ein Ergebnis, welches auch Kröten bein-
haltet. So wird es leider keine Verlänge-
rung der Tarifverträge zur Altersteilzeit 
geben. Auch die Inflationsausgleichs-
prämie pro Kopf, wie von der GEW an-
gestrebt, war nicht durchsetzungsfähig. 
Diese wird nun für Teilzeitbeschäftigte 
anteilig vergütet. 

Das Ergebnis im Detail
n Juni 2023: einmalige 1.240 Euro In-

flationsausgleich, steuer- und abga-
benfrei

n Juli 2023 bis Februar 2024: monat-
liche Sonderzahlungen in Höhe von 
220 Euro, steuer- und abgabenfrei

n Ab März 2024: Erhöhung der Tabel-
lenwerte um 200 Euro Sockelbetrag 
plus weitere 5,5 Prozent. Ist diese 
Erhöhung geringer als 340 Euro, wird 
der individuelle Betrag auf 340 Euro 
angehoben.

n Auszubildende und Praktikant*innen 
erhalten die Inflationsausgleichszah-
lung von 620 Euro sowie eine monat-
liche Sonderzahlung von Juli 2023 bis 
Februar 2024 von 110 Euro. Ab März 
2023 bekommen sie eine monatli-
che Gehaltssteigerung von 150 Euro.

n Die Laufzeit beträgt 24 Monate vom 
1. Januar 2023 bis 31. Dezember 2024. 

TVöD-Kompromiss beinhaltet 
Erfolge und Kröten

GEW-Mitglieder 
diskutieren das Ergebnis
Um die Kolleg*innen zeitnah zu in-

formieren und mit ihnen begleitend 
zu den Verhandlungen transparent zu 
diskutieren, wählten wir in Bayern das 
Format der Videokonferenzen, zu de-
nen alle vom Tarifvertrag betroffenen 
Kolleg*innen eingeladen wurden. Als 
Referent*innen unterstützten uns da-
bei unsere Verhandlungsführer*innen 
Doreen Sieberneck und Daniel Merbitz 
vom GEW-Hauptvorstand mit Infos aus 
erster Hand. Bei den beiden letzten Tref-
fen diskutierten wir das Ergebnis teilwei-
se kontrovers. 

Warum wir all dies mit unseren Mit-
gliedern an der Basis besprechen? Ein 
Haken unter das Ergebnis ist schnell ge-
setzt, wir wollen aber vorab wissen, wie 
dieser bei den Beschäftigten ankommt. 
Und: Wir wollen ihnen auch erklären, 
warum manche Kröte geschluckt wer-
den musste.

Abschließende Info: Ein abschlie-
ßendes bundesweites Meinungsbild der 
GEW-Kolleg*innen zum TVöD-Abschluss 
stand zum Redaktionsschluss dieser 
DDS-Ausgabe noch aus.

von Gerd Schnellinger
stellvertretender 

Landesvorsitzender
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1   Zur Lage der Honorarkräfte vgl. Erwin Denzler: 
»Sind jetzt doch alle scheinselbstständig?« in die-
ser DDS auf S. 7f.

2 Die hier gemeinten Maßnahmen sind vor allem im 
Sozialgesetzbuch (SGB) II und III verankert.

Erwachsenen- und Weiterbildung 

Schlechte Arbeitsbedingungen 
und prekäre Bezahlung 
bestimmen die Branche

Die Branche der Erwachsenen- und 
Weiterbildung ist sehr heterogen. Die 
Auftrag- bzw. Arbeitgeber zahlen un-
terschiedlich, neben Arbeitsverträ-
gen existieren auch Honorarverträ-
ge.1 Schlechte Arbeitsbedingungen in 
Kombination mit prekärer Bezahlung 
sind typische Merkmale dieses Bil-
dungsbereichs.

Die meisten Erwachsenenbildne-
r*innen arbeiten in der Weiterqualifi-
zierung. Diese kann unter betrieblicher 
Regie laufen, aber auch überbetrieblich 
geregelt sein. Überbetriebliche Maß-
nahmen sind vor allem bei der Agentur 
für Arbeit angesiedelt. Neben Institu-
tionen wie IHK und HWK setzen auch 
»sogenannte Bildungsträger« die SGB-
Maßnahmen2, die von der Agentur für 
Arbeit und vom Jobcenter initiiert wer-
den, um.

In der Branche gelten zumeist die 
Regeln des Manchester-Kapitalismus: 
Bei Ausschreibungen bekommt der 
billigste Anbieter den Zuschlag und 
kann die Maßnahme durchführen. Das 
vorgelegte billige Angebot schlägt sich 
dann allerdings auf das Entgelt der Leh-
renden nieder. Dieses ist umso gerin-
ger, je mehr Beschäftigte mit ähnlicher 
Qualifikation »auf dem Markt« sind. Ist 
die angefragte Qualifikation eher sel-
ten, können höhere Entgeltforderun-
gen eher durchgesetzt werden.

Ein erster Schritt: der 
Mindestlohntarifvertrag
Durch den Mindestlohntarifvertrag 

im Rahmen des Arbeitnehmer-Entsen-
degesetzes, den der Gesetzgeber nach 
vielen Diskussionen 2012 verabschiede-
te, entspannte sich die Lage hinsichtlich 

Arbeitsbedingungen und Entlohnung 
etwas; zumindest für Bildungsmaß-
nahmen nach dem SGB II und III, aber 
z. B. nicht für Integrationskurse. Die mit 
dem Gesetz verbundenen Regelungen 
umfassen aber lediglich den Urlaubsan-
spruch und das Stundenentgelt je Ar-
beitsstunde (60 Minuten), somit auch 
die Vor- und Nachbereitungszeit, die 
Korrekturarbeit und die wichtigen Ge-
spräche mit den Kursteilnehmenden. 
Nicht geregelt sind in dem Vertrags-
werk die Anzahl der Unterrichtsstun-
den, die gehalten werden müssen, 
sowie die dafür notwendige Vorberei-
tungszeit. Vorgaben zum Bewährungs-
aufstieg, zur Fort- und Weiterbildung, 
zu Vereinbarungen über Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld fehlen ebenso wie al-
les andere, was in anderen Tarifverträ-
gen üblicherweise geregelt ist. Außer-
dem gilt der Mindestlohntarifvertrag 
nicht für das Verwaltungspersonal, für 
Praktikant*innen, für Lehrende an pri-
vaten Schulen und ähnlichen Einrich-
tungen sowie für Freiberufler*innen. 

Arbeitsbedingungen 
im Alltag
Wie die konkrete Arbeit im Kurs-

alltag aussieht, hängt sehr stark von 
den äußeren Bedingungen ab. Manche 
Gebäude sind weder freundlich noch 
hell, sauber und aufgeräumt. Auch 
fehlt es oft an der nötigen Ausstattung 
und an Unterrichtsmaterialien. Viele 
Kursteilnehmer*innen nehmen meist 
auch nur deshalb an den Kursen teil, 
weil sie ansonsten Kürzungen bei den 
unterstützenden Geldern befürch-
ten müssen. In diesen Fällen müssen 
Kursleiter*innen sehr viel in die Moti-
vation der Teilnehmenden investieren. 

Sind die Gruppen sehr heterogen, ist 
dies umso anstrengender.

Betriebe, die sich z. B. an einen 
Haustarifvertrag oder Betriebsverein-
barungen halten, sind in der Erwach-
senen- und Weiterbildung eher selten. 
Gibt es sie, führen beide Regelungen 
oft auch zu einer Entlastung im Ar-
beitsalltag. Voraussetzung für dahinge-
hende Verhandlungen ist in der Regel 
ein hoher gewerkschaftlicher Organisa-
tionsgrad unter den Beschäftigten. 

Die meisten schlittern 
in die Altersarmut
Lehrende, die ihr Berufsleben in 

der Branche der Erwachsenen- oder 
Weiterbildung verbrachten, stellen mit 
dem Erreichen der Regelarbeitszeit 
zumeist fest, dass ihre Rente nur ge-
ringfügig über dem Satz der Grund-
versorgung liegt. Klar ist, dass nur die 
Betroffenen selbst etwas daran ändern 
können, denn auch hier gilt: »Wer sich 
nicht wehrt, der lebt verkehrt.« Auf sich 
allein gestellt sind sie dabei aber nicht. 
Gewerkschaften wie die GEW werden 
nicht müde, an einem Branchentarif-
vertrag, der über den Mindestlohn 
hinausgeht, zu arbeiten, um weitere 
Verbesserungen für die Beschäftigten 
zu erreichen. 

von Horst Kunitz
Sprecher der Landesfachgruppe 

Erwachsenenbildung
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Tarifverträge schützen, 
Tarifverträge nützen!

Ein Tarifvertrag ist eine Vereinba-
rung zwischen Arbeitgeberverbänden 
oder einzelnen Arbeitgebern und Ge-
werkschaften, die die Arbeitsbedin-
gungen, Löhne, Gehälter und andere 
Aspekte der Arbeitnehmerrechte und 
-pflichten regeln. Tarifverträge wer-
den normalerweise auf Branchenebe-
ne ausgehandelt und gelten für alle 
Arbeitnehmer*innen in diesem Be-
reich.

Der erste Tarifvertrag Deutschlands 
wurde 1873 vom Verband der Deut-
schen Buchdrucker durchgesetzt. Ein 
Tarifvertrag kann eine breite Palette 
von Themen abdecken, einschließlich 
Arbeitszeit, Urlaub, Lohn- und Gehalts-
strukturen, Überstundenregelungen, 
Kündigungsschutz, Aus- und Weiterbil-
dung etc. Er kann auch Maßnahmen 
zur Förderung der Chancengleichheit 
und zur Sicherheit am Arbeitsplatz 
sowie Regelungen zu den Arbeitsbe-
dingungen enthalten. Tarifverträge 
sind rechtlich bindend und haben Vor-

rang vor den individuellen Arbeits-
verträgen zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmer*innen. Grundsätzlich 
sollen sie dazu beitragen, eine faire, 
stabile und produktive Arbeitsumge-
bung zu schaffen, die für beide Seiten 
von Vorteil ist. 

Tarifbindung bundesweit 
rückläufig 
In den letzten Jahrzehnten scherten 

viele Arbeitgeber aus den Tarifverträ-
gen aus, sodass sowohl in den alten als 
auch in den neuen Ländern ein Rück-
gang der Tarifbindung festzustellen ist. 
Im früheren Bundesgebiet galt 1998 für 
76 Prozent der Beschäftigten ein Tarif-
vertrag. Die Reichweite von Tarifverträ-
gen ist damit im Westen zwischen 1998 
und 2021 (54 Prozent) um 22 Prozent-
punkte gesunken. In Ostdeutschland 
galten 1998 für 63 Prozent der Ange-
stellten Branchen- oder Firmentarifver-
träge. Bis 2021 (45 Prozent) ist dieser 
Anteil um 18 Prozent gesunken.

Unterschiede je nach 
Wirtschaftszweig
Die Tarifbindung hängt stark vom 

Wirtschaftszweig ab. Ist sie stark aus-
geprägt, ändert sich daran von Jahr 
zu Jahr wenig. Auffallend ist, dass 
die Tarifbindung seit Jahren dort am 
stärksten ist, wo Gewerkschaften tra-
ditionell stark vertreten sind: So liegen 
der öffentliche Dienst mit 98 Prozent, 
aber auch die Sektoren Energie- und 
Wasserversorgung/Abfallwirtschaft/
Bergbau (71 Prozent) sowie Finanz- 
und Versicherungsdienstleistungen (66 
Prozent) weit über dem Durchschnitt. 
Demgegenüber spielt die Tarifbindung 
insbesondere in dem Bereich Informa-
tion und Kommunikation mit lediglich 
15 Prozent eine geringe Rolle.1 

Und wie sieht es mit der Tarifbin-
dung in Bayern aus? Hier verweist das 
Betriebspanel des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) da-
rauf, dass die Tarifbindung seit vielen 
Jahren rückläufig ist:

Ein Blick auf die Arbeitszeit und die Bezahlung zeigt die größten Vorteile eines Tarifvertrags: mehr Freizeit, 
höhere Löhne.



6 DDS Juni 2023

das unverbindlich bleibt oder viele Aus-
nahmeregelungen gestattet, hilft nicht 
weiter.

Ganztag – freie Träger 
ohne Tarifbindung
In der bisher weitgehend ungeregel-

ten Ganztagsbetreuung herrscht bisher 
ein Sammelsurium an verschiedenen 
Arbeitsverhältnissen, die vom jeweili-
gen Träger, der an der Schule eingesetzt 
ist, abhängig sind. Manche haben keine 
Tarifbindung. Sie setzen ihre Beschäf-
tigten zum Teil zum Mindestlohn ein. 
Anderes pädagogisches Personal wird 
im offenen und gebundenen Ganztag 
mit Honorarverträgen abgespeist, de-
ren umgerechnete Vergütung teilwei-
se deutlich unter Mindestlohn liegt. 
Beispiel Erlangen: Dort organisiert die 
städtische Volkshochschule das päda-
gogische Personal für den Ganztag an 
Schulen. Für 90 Minuten werden zwi-
schen 22 und 44 Euro Honorar gezahlt. 
Umgerechnet auf 60 Minuten ergibt 
dies ein Honorar von 14,66 bis 29,33 
Euro. Auf einen Stundenlohn (Faktor 
1,7) umgerechnet sind es nur noch 
skandalöse 8,62 bis 17,25 Euro. 

Zum Schluss noch ein Beispiel für 
die positive Wirkung von Tarifverträ-
gen: Beim Tarifabschluss für die Be-
schäftigten bei Bund und Kommunen 
wurde gerade eine tariflich garantierte 
steuer- und abgabenfreie Auszahlung 
einer Inflationsprämie von 3.000 Euro 
vereinbart. Auch wenn diese Art der 
Einmalzahlung kritisch gesehen werden 
muss, können Beschäftigte in tariflosen 
Betrieben davon nur träumen. 

von 
Gabriele Albrecht-Thum

Gewerkschaftssekretärin für 
Weiterbildung und  

sozialpädagogische Berufe 
der GEW Bayern 

Betriebe mit Tarifbindung (Anteil an 
allen Betrieben 2020): 25 Prozent

Beschäftigte in Betrieben mit Tarif-
bindung (Anteil an allen Beschäftigten 
2020): 49 Prozent2 

Fehlende Tarifbindung 
im Organisationsbereich 
der GEW 
 Fehlende Tarifbindung ist vor allem 

in der Weiterbildung im Bereich der 
Sozialgesetzbuch (SGB) II/SGB III-ge-
förderten Weiterbildung zu beklagen, 
die ihre Aufträge von der Agentur für 
Arbeit oder den Jobcentern bekommt, 
aber auch bei der Ganztagsbetreuung 
an Schulen (Mittagsbetreuung, offe-
ner und gebundener Ganztag), die in 
hohem Maße von freien Trägern ohne 
Tarifvertrag durchgeführt wird. 

In der SGB II/SGB III-geförderten 
Weiterbildung konnte von den Gewerk-
schaften ver.di und GEW 2012 aber 
wenigstens ein allgemeinverbindlicher 
Mindestlohn auf Grundlage des Arbeit-
nehmer-Entsendegesetzes vereinbart 
werden. Hier die ausgehandelten Rege-
lungen:

Dieser Tarifvertrag regelt neben den 
Mindeststundenentgelten (Gruppe 2) 
auch den jährlichen Urlaubsanspruch. 
Zudem enthält er eine Öffnungsklausel 
für die Entgeltumwandlung nach dem 
Gesetz zur Verbesserung der betrieb-
lichen Altersversorgung (BetrAVG). 
Weitere Inhalte sind in dieser Form des 
Tarifvertrags nicht vorgesehen. Außer-
dem gilt er ausschließlich für das päda-
gogische Personal.3

Alle Versuche der Gewerkschaf-
ten, einen allgemeinverbindlichen 
Branchentarifvertrag mit den üblichen 

Inhalten wie Arbeitszeit, Arbeitsbe-
dingungen und Tarifgitter für alle Be-
schäftigten zu erreichen, schlugen 
bisher fehl. Seit Februar 2023 finden al-
lerdings wieder Sondierungsgespräche 
dazu statt. Ein Tariftreuegesetz, wie es 
z. B. im Saarland gilt, könnte hier sehr 
viel Bewegung in die Verhandlungen 
bringen. Um wieder mehr Betriebe und 
Beschäftigte in die Tarifbindung zu brin-
gen, nahm die Ampelregierung in ihren 
Koalitionsvertrag einen Passus zu einem 
Tariftreuegesetz auf: »Zur Stärkung der 
Tarifbindung, des fairen Wettbewerbs 
und der sozialen Nachhaltigkeit soll die 
öffentliche Auftragsvergabe des Bundes 
an die Einhaltung eines repräsentativen 
Tarifvertrages der jeweiligen Branche 
gebunden werden, wobei die Vergabe 
auf einer einfachen, unbürokratischen 
Erklärung beruhen soll.« 4

Betroffenen Organisationen, Un-
ternehmen und Verbänden sowie in-
teressierten Bürger*innen wurde dazu 
im Rahmen eines digitalen öffentlichen 
Konsultationsverfahrens vom 7. bis 
23. Dezember 2022 ermöglicht, ihre 
Einschätzungen und Ideen frühzeitig 
bekannt zu geben. Die eingegangenen 
Antworten fließen nun in die Erarbei-
tung eines gemeinsamen Gesetzesent-
wurfes durch das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Klimaschutz und 
das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales ein. Der Entwurf soll noch vor 
der Sommerpause vorliegen. Der DGB 
und die Einzelgewerkschaften gaben 
Stellungnahmen dazu ab, die die Not-
wendigkeit eines solchen Gesetzes 
detailliert aufzeigen.5 Diverse Arbeit-
geberverbände haben sich ebenfalls 
positioniert: Dagegen sprach sich wie-
der einmal der Wuppertaler Kreis aus, 
der auch den Mindestlohn in der Wei-
terbildung torpedieren wollte. Allein 
dies zeigt, wie nötig eine Tariftreuere-
gelung ist. 

In 14 von 16 Bundesländern exis-
tieren bereits Tariftreue- und Verga-
beregelungen. Man braucht nicht viel 
Fantasie, um die fehlenden zwei Bun-
desländer herauszufinden: Bayern und 
Sachsen. Ein besonders gutes Beispiel 
verabschiedete das bereits genannte 
Saarland im Dezember 2021: das Saar-
ländische Tariftreue- und Fairer-Lohn-
Gesetz. Wenn sich das Bundestarif-
treuegesetz daran orientiert, könnte 
am Ende die dringend erforderliche Er-
höhung der Tarifbindung erreicht wer-
den. Denn ein Bundestariftreuegesetz, 

1    Qualität der Arbeit: Tarifbindung von Arbeitneh-
mern. Vgl. destatis.de

2 Lübker, M./Schulten, Th.: Tarifbindung in den Bun-
desländern. Elemente qualitativer Tarifpolitik Nr. 
90, S. 24. Vgl. wsi.de 

3 Vgl. Horst Kunitz: »Schlechte Arbeitsbedingungen 
und prekäre Bezahlung bestimmen die Branche« in 
dieser DDS auf S. 4

4 Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP. Vgl. bundesregierung.de

5 Öffentliche Konsultation zur Bindung der Auftrags-
vergabe des Bundes an die Einhaltung von Tarifver-
trägen (»Bundes-Tariftreue«) durch das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Klimaschutz und das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Vgl. 
bmas.de bzw. bmwk.de

Stundenentgelt Brutto-
monatsgehalt 
(39 Std.)

1. Januar 2023: 
brutto 18,41 
Euro/Std.

3.121,82 Euro

1. Januar 2024: 
brutto 19,15 
Euro/Std.

3.247,30 Euro

1. Januar 2025: 
brutto 19,96 
Euro/Std.

3.384,66 Euro

1. Januar 2026: 
brutto 20,86 
Euro/Std.

3.537,27 Euro
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Das Bundessozialgericht hat im 
letzten Jahr seine Rechtsprechung zu 
Honorar-Lehrkräften urplötzlich und 
radikal geändert. Das kann weitrei-
chende Folgen für Bildungseinrichtun-
gen und Lehrende in der Weiterbil-
dung haben. 

In der außerschulischen Bildung 
gibt es für Lehrkräfte sehr oft nur Ho-
norarverträge, begrenzt auf einige Wo-
chen oder Monate. Damit werden nicht 
nur der Kündigungsschutz und Tarifver-
träge umgangen. Wer hauptberuflich 
von solchen Tätigkeiten lebt, muss sei-
ne Kranken-, Pflege- und Rentenversi-
cherung selbst bezahlen. Zusammenge-
nommen sind dies gut 38 Prozent des 
Einkommens. Es gibt unzählige Urteile 
der Arbeits- und Sozialgerichte zur Fra-
ge der Scheinselbstständigkeit, denn 
für den Status als Arbeitnehmer*in ist 
nicht entscheidend, was im Vertrag 
steht. Für die Sozialversicherung gilt: 
»Anhaltspunkte für eine Beschäftigung 
sind eine Tätigkeit nach Weisungen und 
eine Eingliederung in die Arbeitsorga-
nisation des Weisungsgebers.« Ähnlich 
ist die Definition im Arbeitsrecht. 

Auf eine einheitliche Linie konn-
ten sich die Gerichte über viele Jah-
re nicht einigen. Immerhin hatte das 
Bundesarbeitsgericht vorgegeben: An 
allgemeinbildenden Schulen sind für 
den Unterricht in Pflichtfächern Ho-
norarverträge nicht möglich, weil die 
Lehrkraft an Lehrpläne, Schulordnung, 
Weisungen der Schulleitung und Vor-
gaben zur Notenerhebung gebunden 
sein muss. An beruflichen Schulen gilt 
eigentlich dasselbe, die Regelung wird 
aber bei privaten Trägern trotzdem oft 
nicht beachtet und von der Schulauf-
sicht kaum kontrolliert. An Sprach- oder 
Musikschulen, in der beruflichen Wei-
terbildung und ähnlichen Lehrgängen 
ließen die Gerichte bisher fast jeden 
Honorarvertrag durchgehen – es wurde 
einfach geglaubt, dass den Lehrkräften 
keinerlei Anweisungen zum Unterricht 

erteilt werden, dass sie ihr Honorar frei 
aushandeln können und dass Arbeits-
zeit und -ort nicht vorgegeben, sondern 
frei vereinbart sind. 

Angestellt, weil im 
fremden Betrieb tätig
Das könnte sich jetzt ändern. Die 

Stadt Herrenberg in Baden-Württem-
berg hatte wie viele Kommunen an ihrer 
Musikschule eine Klavierlehrerin über 
15 Jahre nur als Honorarkraft einge-
setzt. Die Rentenversicherung sah aber 
eine versicherungspflichtige Beschäfti-
gung, und so urteilte am 28. Juni 2022 
auch das Bundessozialgericht (BSG, Az. 
B 12 R 3/20 R1). Dass die Lehrerin weit-
gehend fachlich weisungsfrei arbeitete, 
erkannte das Gericht an. Aber es legte 
viel mehr Wert als früher auf die »Ein-
gliederung in die Arbeitsorganisation« 
und auf fehlende unternehmerische 
Freiheiten. Wichtige Argumente waren: 
n Unterrichtszeiten und -räume hatte 

die Musikschule festgelegt.
n Die Lehrerin musste Schüler*innen-

konzerte organisieren und an Kon-
ferenzen teilnehmen.

n Die Bezahlung richtete sich nach 
der Arbeitszeit.

n Die Lehrerin hatte keine eigene 
»betriebliche Organisation«, son-
dern nutzte Räume und Musikinst-
rumente der Schule.

n Vertragspartnerin der Schüler*in-
nen war nicht die Lehrkraft, son-
dern die Musikschule.
Einige sonst oft genannte Argu-

mente erklärte das BSG dagegen für 
nicht relevant. Ob die Musikerin neben 
der Tätigkeit in der Musikschule ande-

re selbstständige Tätigkeiten ausübt, 
also mehr als einen Auftraggeber hat, 
spielt demnach für den einzelnen Ver-
trag keine Rolle. Der Ausschluss der 
Entgeltfortzahlung bei Krankheit und 
während des Urlaubs sei kein Beweis 
für die Selbstständigkeit, sondern ein 
Fehler aufgrund der falschen Annahme, 
so das Gericht weiter. Und dass sie kei-
ne Verwaltungsarbeiten übernehmen 
musste, läge einfach an der vertraglich 
geregelten Tätigkeit. 

Nur für die Zukunft 
gültig?
Die meisten der oben genannten 

Argumente gelten fast überall in der 
außerschulischen Bildung, sofern die 
Lehrkraft ihre Kurse nicht selbst orga-
nisiert und eigene Verträge mit den 
Teilnehmer*innen abschließt. Das Lan-
dessozialgericht (LSG) Berlin-Branden-
burg übernahm die Begründung des-
halb auch für Trainer*innen in einem 
Sportcenter (24.1.23, L 9 BA 53/20), das 
LSG Sachsen für eine Lehrkraft in Inte-
grationskursen der VHS Leipzig (8.9.22, 
L 9 KR 83/16). Das LSG Niedersachen-
Bremen hatte in einem Verfahren ge-
gen die VHS Göttingen über den Status 
eines Lehrers für Politik und Wirtschaft 
zu entscheiden, der in Kursen zur Vor-
bereitung auf den Realschulabschluss 
unterrichtete. In dem Urteil (20.11.22, 
L 2 BA 47/20) zeigt sich das LSG sehr 
verwundert über das Musikschul-Urteil 
des BSG und kommt zu folgendem selt-
samen Ergebnis: Das BSG-Urteil könne 
nur für die Zukunft gelten, denn an-
dernfalls wäre das Vertrauen der VHS 
in die frühere Rechtsprechung zerstört. 
Der Lehrer wurde deshalb als Selbst-
ständiger bestätigt. Gegen das Urteil 
wurde Revision beim BSG eingelegt. 
Das höchste Sozialgericht wird wohl in 
absehbarer Zeit deutlicher sagen müs-
sen, ob es wirklich eine Änderung bei 
der Beurteilung von Lehrtätigkeiten 
über den Einzelfall hinaus für nötig hält. 

Honorar-Lehrkräfte: 

Sind jetzt doch alle 
scheinselbstständig? 
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Dass Auftraggeber auch für die Vergan-
genheit zahlen müssen, hatte das BSG 
im Fall der Musikschule offenbar für 
kein Problem gehalten. 

Noch völlig offen ist, ob sich auch 
die Arbeitsgerichte der neuen Ausle-
gung anschließen. Sie sind zuständig, 
wenn eine Lehrkraft Tarifgehalt oder 
Entgeltfortzahlung fordert oder eine 
unbefristete Beschäftigung erreichen 
will. 

Das Risiko trägt 
der Arbeitgeber
Aber schon die Versicherungspflicht 

als Arbeitnehmer*in hat weitreichende 
Folgen. Wenn sie rückwirkend festge-
stellt wird, muss die Bildungseinrich-
tung – nicht die Lehrkraft selbst! – für die 
vier vorhergehenden und das laufende 
Kalenderjahr ca. 40 Prozent des Brut-
togehaltes nachzahlen, das kann bis zu 
zwei Jahresgehältern entsprechen. Der 
Anteil der Arbeitnehmer*innen darf 

nur für die letzten drei Gehaltsabrech-
nungen nachträglich noch abgezogen 
werden. Die Lehrkraft kann ihre selbst 
bezahlten Beiträge zur Rentenversiche-
rung (obligatorisch für selbstständige 
Lehrer*innen) und zur gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung zu-
rückfordern, was oft einen hohen fünf-
stelligen Betrag ergeben wird. Zudem 
erwirbt sie Ansprüche, zum Beispiel 
auf Arbeitslosengeld, falls der Arbeit-
geber deshalb kündigt. Sollte auch das 
Arbeitsgericht eine abhängige Beschäf-
tigung feststellen, kann die Kündigung 
aber auch unwirksam sein und es kön-
nen weitere Ansprüche entstehen, bei 
kommunalen Volkshochschulen oder 
Musikschulen z. B. auf ein Tarifgehalt, 
falls die Lehrkraft während der Tätig-
keit Gewerkschaftsmitglied war. Wenn 
die Lehrkraft allerdings doch als selbst-
ständig gilt, wird die Rentenversiche-
rung prüfen, ob die Pflichtbeiträge für 
Selbstständige gezahlt wurden – und 
sie gegebenenfalls nachfordern. 

Die neue Rechtsprechung ist noch 
lange nicht »gefestigt«. Einzelne Fälle 
kommen meist vor Gericht durch Prü-
fungen der Deutschen Rentenversiche-
rung, die Lehrkraft ist am Verfahren zu 
beteiligen. Dabei und im Verfahren vor 
den Sozialgerichten, ebenso wie bei ei-
ner eigenen Klage vor dem Arbeitsge-
richt, bietet die GEW ihren Mitgliedern 
Beratung und Rechtsschutz an. 

von Erwin Denzler
Gewerkschaftssekretär für 

Weiterbildung der GEW 
Bayern

1     Alle in diesem Artikel genannten Urteile findet man 
mit Angabe des Aktenzeichens in der Datenbank 
dejure.org.

 

www.leisberg-klinik.de 

Von hier  an geht  es  aufwärts !  
Hier erwarten Sie ein intensives und individuell ausgerichtetes Psychotherapieangebot, ein 
erstklassiges Krisenmanagement, kreative Förderung ihres Potentials, viele erlebnisintensive 
Erfahrungen und erfreuliche Rahmenbedingungen (moderne Einzelzimmer, Genießer-
Küche, wunderbare Umgebung). Wir behandeln die gängigen Indikationen wie Depressio-
nen, Burn-Out, Ängste, psychosomatische Erkrankungen. 
Kostenübernahme: Private Krankenversicherungen / Beihilfe 

Info-Tel.: 07221 / 39 39 30 Gunzenbachstr. 8 
76530 Baden-Baden  

Anzeige

Im Juni 2023 erhält den LesePeter 
das Jugendbuch

Josefine Sonnenso
Stolpertage

Carlsen • Hamburg 2022 • 176 S. 
gebundene Ausgabe 
14,00 EUR • ab 12 Jahre 
ISBN:  978-3-551-58462-5

Jettes Leben ist im Umbruch: Ihre El-
tern haben sich getrennt, ein Umzug 
ans andere Ende der Stadt steht bevor 
und gleichzeitig erkrankt ihr Großva-
ter zunehmend an Demenz. Viel Raum 
für jugendlichen Leichtsinn bleibt der 
Dreizehnjährigen also nicht. Im Gegen-
teil: Mit viel Gespür für jedes noch so 
kleine Detail beobachtet die Protago-
nistin ihr Umfeld und nutzt jeden kraft-
spendenden Moment, um nicht die 
Balance zu verlieren.

Der LesePeter ist eine Aus-
zeichnung der Arbeitsge-
meinschaft Jugendlitera-
tur und Medien (AJuM) 
der GEW für ein herausra-
gendes aktuelles Buch der 
Kinder- und Jugendlitera-

tur. Die ausführliche Rezension (mit päd-
agogischen Hinweisen) gibt es unter AJuM.
de (Datenbank) oder unter LesePeter.de

Pressemitteilungen der GEW Bayern im April 2023 
n Neuer Landesvorstand der GEW Bayern gewählt – PM 17 v. 24.4.2023
n GEW Bayern begrüßt Gesetzesentwurf zur Umsetzung von A 13, sieht Stufenplan 

aber kritisch – PM 18 v. 26.4.2023
n GEW Bayern: Wir begrüßen den Fachlehrer Sonderpädagogik – aber das bestehen-

de Personal darf nicht im Regen stehen gelassen werden! – PM 19 v. 27.4.2023
n GEW Bayern: Wir begrüßen die finanziellen Zusagen zur Erhaltung der Sprach-Kitas in 

Bayern – für viele Fachkräfte und Fachberatungen kommt sie jedoch viel zu spät! – PM 
20 v. 28.4.2023

n GEW Bayern: Erweiterter Bildungsbegriff statt stumpfe Leistungsorientierung – 
Übertritt abschaffen! – PM 21 v. 28.4.2023

Alle Pressemitteilungen der GEW Bayern sind hier zu finden: gew-bayern.de     
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Mein Schwiegervater meinte, 
nachdem er von meinem Mandat in 
den Betriebsrat (BR) erfahren hat-
te: »Herzlichen Glückwunsch, da 
schiebst du ja ab jetzt eine ruhige 
Kugel in der Arbeit.« Fast neun Jahre 
später schiebe ich nach Ansicht mei-
nes Schwiegervaters immer noch die-
se ruhige Kugel als Betriebsrätin und 
inzwischen auch als Betriebsratsvor-
sitzende. Nicht nur für ihn schreibe 
ich diesen Artikel, der einen Einblick 
in meinen Alltag bietet.

Wir schreiben den 18. April 2023.

07.30 Uhr: Fahrt ins BR-Büro
Ein Kollege ruft an: Er werde von sei-

nem Vorgesetzten denunziert und soll 
nach fast zwei Jahren im Unternehmen 
nicht entfristet werden. »Was können 
wir da tun?«, fragt er mich. Ich arbeite 
mit ihm in den folgenden 30 Minuten 
am Telefon eine Art Strategieplan zu 
der Frage aus, wie der Betriebsrat ihn 
unterstützen kann.

08.15 Uhr: Ankunft im Betrieb
Die Kollegin am Empfang begrüßt 

mich mit den Worten: »Ich lasse mich 
hier nicht mehr länger so behandeln. 
Die Kollegin aus dem Nachbarbüro 
hat mir vorgeworfen, dass ich mein 
schmutziges Geschirr nie in die Spülma-
schine räume.« Oh je, was bitte kann 
ich da als Betriebsrätin tun? Ich höre 
zu, versuche mich als Mediatorin bzw. 
Schlichterin und lade beide ins BR-Büro 
auf ein Heißgetränk ein. Nach ca. einer 
Stunde ist die Situation deeskaliert und 
der Betriebsfrieden wiederhergestellt, 
zumindest zwischen diesen beiden Kol-
leginnen.

09.30 Uhr: 
Ich beginne, meine 18-Punkte-To-

do-Liste abzuarbeiten

Punkt 1: E-Mail an den Arbeitgeber 
bezüglich Terminfindung des Arbeits-
kreises zum Thema »Arbeitszeiterfas-
sung« schreiben

Gleichzeitig schicke ich alle Infor-

mationen zum Stand der bisherigen 
Verhandlungen mit. 

Erledigt.

Punkt 2: Einladung für die baldi-
ge Abteilungsversammlung für die 
Kolleg*innen der Jugendmaßnahmen 
rausschicken

Hier muss ich noch den Sachver-
stand eines Kollegen einholen, da die-
ser auf der besagten Versammlung den 
Kolleg*innen Rede und Antwort zu fach-
lichen Fragen stehen soll. Die Fragen an 
ihn habe ich allerdings noch nicht von 
allen betroffenen Kolleg*innen zusam-
men. Also noch fix eine Erinnerungs-
mail an die Kolleg*innen versenden. 
Ohne ihre Zuarbeit geht es nicht.

Erledigt.

Punkt 3: Räume für die BR-Sitzun-
gen der kommenden drei Monate re-
servieren 

Erledigt.

Oh je, es ist schon 10.15 Uhr. In 15 

Aus dem Leben einer Betriebsrätin

Foto: IMAGO / IlluPics
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Minuten beginnt unsere BR-Sitzung. 
Zum Glück habe ich am Vortag schon 
alle notwendigen Unterlagen ausge-
druckt und bin gut vorbereitet. 

10.30 Uhr: Beginn der BR-Sitzung
Die Sitzung wird voraussichtlich drei 

Stunden dauern. Auf der Tagesordnung 
stehen 13 Punkte, u. a.: 
n die Organisation eines Gesundheits-

tages für die Kolleg*innen
n der Fachkräftemangel und was wir 

als BR hier tun können und wie wir 
die Arbeit für die Kolleg*innen trotz 
schlechter Bezahlung und Arbeits-
verdichtung attraktiver gestalten 
können

n einen Newsletter zum Thema 
»Überstunden« erarbeiten

n an einer Broschüre des BR wei-
terarbeiten, mit der wir neue 
Kolleg*innen im Unternehmen be-
grüßen und mit allen notwendigen 
Infos versorgen wollen

n das nächste Monatsgespräch mit 
dem Arbeitgeber planen

13.45 Uhr: Ende der BR-Sitzung
Fünf Anrufe in Abwesenheit von 

Kolleg*innen und unserer Rechtsanwäl-
tin warten schon auf mich. Ich erledige 
also zuerst die Rückrufe: Die Zuarbeit für 
die Rechtsanwältin muss heute noch er-
folgen. Sie benötigt dringend Infos, um 
das Beschlussverfahren1  beim Arbeits-
gericht einleiten zu können. Im Vorfeld 
hatte der Arbeitgeber Kolleg*innen im 
Betrieb versetzt, ohne vorab den Be-
triebsrat zu informieren. Die betroffe-
nen Kolleg*innen sind über ihre Verset-
zungen wenig erfreut. Der Betriebsrat 
muss hier also dringend handeln.

14.30 Uhr: Ich begleite einen Kolle-
gen zu seinem BEM-Gespräch2 

Der Kollege ist völlig aufgelöst, 
weint im Gespräch. Er war lange Zeit 
arbeitsunfähig, hatte ein Burn-out und 
der Einstieg ins Arbeitsleben bereitet 
ihm große Probleme. Wir vom Betriebs-
rat haben mit ihm im Vorfeld eine gute 
Strategie in der Hoffnung erarbeitet, 
dass er im Betrieb so eingesetzt wer-
den kann, dass er nicht gleich wieder 
in alte Verhaltensmuster verfällt und 
sich mit Arbeit überhäufen lässt. The-
oretisch war es ein sehr guter Plan, in 
der Praxis sitzt uns nun der Arbeitgeber 
gegenüber und scheint wenig lösungs-
orientiert zu sein. Die Zahlen müssen 
stimmen, ist seine Maxime. Was bitte 

interessiert da ein Kollege, der fix und 
fertig vor ihm sitzt? Unser Fazit: Dieses 
BEM-Verfahren wird noch einige Ge-
spräche brauchen.

15.30 Uhr: Nachgespräch mit dem 
Kollegen

15.45 Uhr: Anrufliste abarbeiten

16.15 Uhr: Nachbereitung der BR-
Sitzung

Dieser Tagesordnungspunkt hat zur 
Folge, dass ich meine 18-Punkte-To-
do-Liste, die ich schon um vier Punkte 
verkürzt hatte, nun in eine 20-Punkte-
To-do-Liste umbenennen muss.

Also weiter mit Punkt 1 auf meiner 
20-Punkte-To-do-Liste:

Punkt 1: Erstellung und Versendung 
der Einladung und Tagesordnung für 
das Monatsgespräch mit dem Arbeit-
geber

Erledigt. 

Punkt 2: Fertigstellung des News-
letters zum Thema »Überstunden« und 
Abstimmung mit der Rechtsanwältin

Der Betriebsrat darf bei diesem 
Thema keine falschen Aussagen gegen-
über den Kolleg*innen machen.

Erledigt.

Punkt 3: Terminabstimmungen mit 
Kolleg*innen und Arbeitgeber 

Es stehen drei Mitarbeiter*innen-
gespräche an, die ich auf Wunsch der 
Kolleg*innen als Betriebsrätin begleite.

Erledigt. 

Punkt 4 …: 
Stopp, das Telefon klingelt: Eine 

Kollegin ist am Telefon und spricht mir 
aufgeregt ins Ohr. Sie klagt derzeit ge-
gen ihre Versetzung und hat Post vom 
Arbeitgeber bekommen. Der Betriebs-
rat sichert ihr jegliche Unterstützung zu 
und wird morgen mit ihr gemeinsam ei-
nen Termin bei ihrem Anwalt wahrneh-
men. Der Betriebsrat wird als Zeuge für 
die Kollegin benannt.

So, jetzt aber Punkt 4: Recherche in 
der Fachliteratur zum Thema »Arbeits-
zeiterfassung«

Erledigt. 

Punkt 5: E-Mail an den Arbeitgeber 
schreiben 

Der Arbeitgeber hat einer Kollegin 
eine Weiterbildung verweigert. War-
um, wieso, weshalb, wollen wir wissen. 
Die Weiterbildung ist definitiv im be-
trieblichen Interesse und für die Kolle-
gin wichtig. 

Erledigt.

Es klopft an der Tür: Eine Lehrerin 
unserer Fachakademie für Sozialpäd-
agogik benötigt Infos bezüglich ihrer 
Vergütung. Die Fachakademie ist staat-
lich anerkannt und die Vergütung von 
daher wirklich nicht einfach zu über-
prüfen. Da muss also das Netzwerk ran: 
Ich rufe bei der GEW an. Die Juristinnen 
können da bestimmt helfen, denke ich; 
und ja, sie können uns helfen.

18.15 Uhr: 
Ich muss los, weil um 19.00 Uhr die 

Versammlung des GEW-Kreisverban-
des beginnt. Doch zuvor: Noch schnell 
zwei Whatsapp-Nachrichten von Kol- 
leg*innen beantwortet und eine Glück-
wunschkarte für eine Kollegin geschrie-
ben. Sie hat geheiratet und der Be-
triebsrat gratuliert zu solchen Anlässen 
den Kolleg*innen. 

Morgen geht’s dann gleich in der 
Früh weiter mit Punkt 6 der 20-Punkte-
To-do-Liste, aber um 9.00 Uhr beginnt 
auch die Besprechung mit der Berufs-
genossenschaft. Wir müssen unbedingt 
den Arbeitgeber dazu bewegen, dass 
in unserem Betrieb eine psychische 
Gefährdungsbeurteilung durchgeführt 
wird!

Oh, verdammt. Jetzt ist es schon 
18.40 Uhr. Ich muss los. 

Ganz schnell schreibe ich meinem 
lieben Schwiegervater noch eine Nach-
richt und berichte ihm von meinem Ar-
beitstag und der ruhigen Kugel, die ich 
wirklich gesucht, aber nicht gefunden 
habe!

Und jetzt ist Feierabend. :-) 

von Kristin Gehrt-Bisch
Betriebsratsvorsitzende bfz 

Ingolstadt
Gesamtbetriebsrats- 

vorsitzende
stellvertretende Konzern-

betriebsratsvorsitzende

1     Beim Beschlussverfahren handelt es sich um den 
Rechtsweg vor dem Arbeitsgericht zur Entschei-
dung von Rechtsfragen in kollektivrechtlichen An-
gelegenheiten; vgl. betriebsrat.de 

2 BEM steht für »Betriebliches Eingliederungsmana-
gement«.
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Endlich wieder ein Betriebsrat 
in einem kleinen gallischen Dorf 
im Allgäu!

Berufliche Fortbildungszentren der 
Bayerische Wirtschaft (bfz) gibt es bay-
ernweit an 20 Standorten. An 19 von 
ihnen vertreten seit über 30 Jahren Be- 
triebsräte die Interessen der Beschäf-
tigten, bis 2003 war dies auch im bfz 
Kempten so. Dann trat der damalige Be- 
triebsrat (BR) geschlossen zurück und 
bestellte keinen Wahlvorstand – somit 
gab es keine Interessenvertretung mehr, 
jede*r einzelne Beschäftigte war auf sich 
selbst gestellt. Die Belegschaft bedau-
erte dies, die bfz-Leitung freute sich. 

2010 sollte sich das wieder ändern. 
Eine gewerkschaftlich orientierte Grup-
pe versuchte, wieder einen BR zu grün-
den. Doch die Leitung torpedierte dies 
schon im Vorfeld mit allen Mitteln. Die 
Gründung scheiterte. 

Geschicktes Vorgehen 
führt zum Ziel
Obwohl die Probleme am Stand-

ort genauso groß wie an allen anderen 
Standorten sind, dauerte es zwölf Jahre, 
bis 2022 erneut eine Initiative eine BR-
Gründung startete. Dieses Mal suchten 
sich die Initiator*innen aber die äußerst 
tatkräftige Unterstützung des Gesamt-
betriebsrats, allen voran die der überaus 
engagierten Vorsitzenden Kristin Gehrt-
Bisch. Auch die GEW unterstützte das 
Vorhaben tatkräftig. Die Kolleg*innen 
vor Ort baten aufgrund der Informati-

onen, die sie über den regelmäßig er-
scheinenden Newsletter des Gesamtbe-
triebsrats erhielten, die GBR-Vorsitzende 
des bfz um Unterstützung bei ihrem Vor-
haben. Gleichzeitig traten sie, nicht nur 
um rechtlich geschützt zu sein, der GEW 
bei. Der Gesamtbetriebsrat handelte 
schnell und bestellte unter vorheriger 
größter Geheimhaltung einstimmig drei 
Kolleg*innen zum Wahlvorstand. Größ-
te Geheimhaltung deshalb, weil in der 
Regel befürchtet werden muss, dass die 
Wahlinitiator*innen gekündigt werden, 
bevor sie offiziell bestellt sind, denn in 
dieser Phase gilt noch kein Kündigungs-
schutz. Diese kurze Zeit war also span-
nend wie im Krimi! 

Der Wahlvorstand nahm nach ei-
ner Schulung umgehend die Arbeit 
auf und saß schließlich einer äußerst 
gut und zahlreich besetzten Rechtsab-
teilung eines großen Unternehmens 
gegenüber. Auch in dieser Situation 
bewährte sich der beständige Kontakt 
zu Rechtsanwält*innen, zur GBR-Vorsit-
zenden und zur GEW. Am 15. März 2023 
wählten die bfz-Beschäftigten ihren BR 
und die Initiator*innen der Wahl sind 
jetzt Betriebsratsmitglieder. Wir gratu-
lieren! 

Einfach ist es nie, aber es 
lohnt sich immer
Wenn Arbeitgeber Betriebsratsgrün-

dungen versuchen zu verhindern, ste-

hen ihnen viele legale Mittel unterhalb 
der juristischen Schwelle zur Verfügung. 
Plötzlich werden Arbeitszeitnachweise, 
Dokumentationen und Fahrtkostenab-
rechnungen akribisch geprüft. Fehler 
finden sich dort, wo zuvor keine wa-
ren. Plötzlich wird im Betrieb, in dem 
das Du üblich ist, gesiezt und manche 
Kolleg*innen, die immer freundlich wa-
ren, schauen bei einer Begegnung plötz-
lich zur Seite. 

Wahlvorstandsmitglieder und po-
tenzielle BR-Kandidat*innen brauchen 
oft ein dickes Fell und vor allem viel Un-
terstützung nicht nur in juristischer Hin-
sicht. Die mentale Stärkung und Rücken-
deckung durch erfahrene Kolleg*innen 
und der Zusammenhalt untereinander 
sind auch extrem wichtige Gelingens-
faktoren. Durchhaltevermögen ist ge-
fragt, denn Arbeitgeber stellen zumeist 
die Sinnhaftigkeit eines Betriebsrats in 
der Belegschaft in Frage. Dagegen muss 
argumentiert werden, der Gesprächs-
bedarf ist oft riesig. Wenn am Ende die 
Einsicht gewinnt, dass ein gemeinsames 
Kämpfen um die eigenen Rechte einfa-
cher als der Einzelkampf ist, hat es sich 
auf jeden Fall gelohnt und die Arbeit als 
Betriebsrat kann beginnen. Und auch 
dann kann sich der BR sicher sein: Die 
GEW und sicher auch der Gesamtbe-
triebsrat helfen mit.

von Gabriele Albrecht-Thum
Gewerkschaftssekretärin für Weiterbildung und  

sozialpädagogische Berufe der GEW Bayern

Julian Osthues, Isabel Heller 
und Olaf Bormann (v. l. n. r.) 

kämpften für einen 
Betriebsrat in Kempten.
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Politische Bildung 
in unruhigen Zeiten

Steigende öffentliche Mittel sorgen 
noch nicht automatisch für mehr po-
litische Bildung. Hierzu bedarf es zu-
sätzlich breiterer inhaltlicher Ansätze 
und auch Normen guter Arbeit für die 
Beschäftigten in finanziell stabilen Ein-
richtungen der Erwachsenenbildung.

In den letzten Jahren erlebte die 
politische Bildung einen ungeahnten 
Aufschwung, der noch vor einem Jahr-
zehnt kaum möglich schien. Sichtbars-
ter Ausdruck davon ist etwa das derzeit 
in der parlamentarischen Beratung be-
findliche Demokratiefördergesetz des 
Bundes.1 Hintergrund dieser Förderku- 
lisse ist die Wahrnehmung, dass die 
politische Kultur in Deutschland sich 
zunehmend segmentiert, die Nutzung 
klassischer Öffentlichkeitsmedien und 
-räume abnimmt und ein breiter po-
litischer Diskurs milieu- und genera-
tionenübergreifend kaum noch statt-
findet. Vor allem aber, dass Gefahren 
drohen.

Fehlende Grundlagen
Aus der Perspektive der wissen-

schaftlichen Politikberatung wird zu-
dem konstatiert, dass die Vorausset-
zungen politischer Partizipation, wie 
sie im allgemeinbildenden Schulsystem 

gelegt werden, unzureichend sind, wie 
eine kritische Lektüre des 16. Kinder- 
und Jugendberichts von 20202 nahe-
legt. Zumal aufgewiesen werden kann, 
dass politische Bildung nur randständig 
im schulischen Curriculum verortet ist 
und zudem viel zu spät einsetzt – Bay-
ern ist hier mit dem Beginn erst ab der 
10. Klasse Spitzenreiter. Und natürlich 
ist es auch erwiesen, dass sozial- und 
bildungsbenachteiligte Gruppen wie 
selbstverständlich weniger in den Ge-
nuss von politischer Bildung kommen. 

Rückblick
So weit, so schlecht. Fünfzig Jahre 

zurückgedacht war dies schon mal so 
und damals der Anlass dafür, politische 
Bildung in den Fokus der Bildungspoli-
tik zu nehmen. Viele Innovationen wie 
der Bildungsurlaub etwa wurden des-
halb einst begründet. Die Erwachse-
nenbildung galt geradezu als jene Säule 
des Bildungssystems, die kompensato-
risch alle möglichen Defizite des Schul-
systems ausbügeln sollte, oder viel 
emphatischer gedacht: Von einer De-
mokratie galt damals auch, dass »mehr 
davon gewagt« und diese »immerwäh-
rend gelernt« werden müsse, wie es 
sinngemäß Willy Brandt einerseits und 
Oskar Negt andererseits treffend auf 

den Punkt gebracht haben. Damit war 
die Aufgabe der politischen Erwachse-
nenbildung klar konturiert.

Prävention?
Die heutige Diskussion um politi-

sche Bildung findet aber in einer an-
deren gesellschaftlichen Wirklichkeit 
statt. Viele der Förderprogramme, die 
man der politischen Bildung zuord-
nen kann, unterliegen weniger einem 
Demokratisierungsimpuls wie in den 
frühen 1970er-Jahren als dem Präven-
tionsgedanken vergleichbar der vor-
beugenden Gesundheitspolitik. Damit 
einhergeht eine je spezifische politi-
sche Funktionalisierung dieser Bildung, 
»gegen« in der Regel politisch definier-
te Fehlentwicklungen.

Demokratiebildung im Sinne dieser 
millionenschweren Förderprogramme 
ist eine, die sich gegen Gefährdungen 
des politischen Systems richtet, indem 
sie zielgenau Gruppen wie beispiels-
weise Extremist*innen und Themen 
wie Fake News usw. selektiv in den 
Blick nimmt und darauf abgestimm-
te Projekte finanziell ausstattet, um 
etwa Multiplikator*innen zu sensibili-
sieren und fortzubilden; gerade auch 
Lehrer*innen und Sozialarbeiter*innen 
sowie zivilgesellschaftliche Strukturen. 

Foto: IMAGO / Shotshop
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Oder direkt auch gefährdete Zielgrup-
pen wie etwa Migrant*innen.

Raus aus der Verengung
Um nicht missverstanden zu wer-

den, Programme gegen Rechtsextre-
mismus beispielsweise sind nötig und 
sinnvoll, aber sie sind bestenfalls ein 
Teilaspekt politischer Bildung. Politi-
scher Bildung muss es nämlich ganz all-
gemein darum gehen, gerade auch jene 
zum politischen Handeln zu befähigen, 
die aus mannigfachen gesellschaftli-
chen Gründen bislang hierzu nicht die 
Chance hatten. Politische Bildung ist 
auch eine aktivierende Zielgruppenar-
beit. Das muss gerade in Gewerkschaf-
ten heute wieder prominenter ange-
sprochen werden, denn auch die hohe 
Zeit gewerkschaftlicher politischer Bil-
dungsarbeit ist gefühlt vorüber und ei-
ner überwiegenden Praxis einer biswei-
len eng definierten Funktionsschulung 
gewichen.

Andererseits kann aber politische 
Bildung für viele Menschen der einzige 
Ort sein, in Kooperation mit Lehren-
den und gemeinsam mit anderen Teil-
nehmenden sich ein politisches Urteil 
zu verschaffen. Angesichts einer Welt, 
die durch eine sich explosionsartig aus-
breitende mediale Realität mit ihren 
multiplen Deutungsangeboten geprägt 
ist, ist dies von großer Wichtigkeit, eine 
Daueraufgabe und natürlich auch selbst 
veränderter Bildungsgegenstand. 

Standards
Dass dies gelingen kann, dazu 

braucht es erstens auskömmliche fi-
nanzierte Trägerstrukturen, die Gewähr 
bieten, nicht bei jedem Schwerpunkt-
wechsel der Förderprogramme in die 
Knie zu gehen. Insofern ist die mit dem 

Demokratiefördergesetz verbundene 
Absicht, Projektlaufzeiten deutlich zu 
verlängern, sehr zu begrüßen. Man darf 
hierbei auf haushaltsrelevante Koope-
ration der zuständigen Ressorts Innen-, 
Jugend- und Finanzpolitik gespannt 
sein. Ebenso wie darauf, inwieweit Ein-
richtungen diese Mittel in angestelltes 
Personal auf tarifvertraglicher Basis in-
vestieren.

Zweitens sind Einrichtungen ge-
fragt, die auch souverän und kompe-
tent genug sind, die Engführungen 
der Programme konzeptionell listig 
zu erweitern. Dafür sind dort drittens 
Pädgog*innen nötig, die professionel-
les Handeln und Kreativität mitein-
ander verbinden, indem sie etwa das 
Förderinteresse an spezifischen päda-
gogischen Handreichungen mit einer 
Perspektivenerweiterung auf gesamt-
gesellschaftliche Verhältnisse zu ver-
binden in der Lage sind. 

Denn nur so sind auch viertens die 
Imperative des »Beutelsbacher Konsen- 
ses«, v. a. das damit verbundene Über-
wältigungsverbot und das Kontroversi-
tätsgebot sicherzustellen und die Teil-
nehmenden als Interessenträger*innen 
und erwachsene mündige Bürger*innen 
ernst zu nehmen.3

Politische Bildung ist aber fünftens 
auch keine Ersatzpolitik. Sie kann we-
der eine lebendige politische Kultur 
ersetzen noch die Abwesenheit kon-
kurrierender Parteien in abgehängten 
Quartieren und Landstrichen kompen-
sieren. Allenfalls kann sie jene unter-
stützen, die dies als Problem erkennen 
und verändern wollen. Dafür muss sie 
eine Sensibilität entwickeln, krisendia-
gnostisch kompetent sein und v. a. zum 
politischen Handeln ermutigen, indem 
sie dazu ertüchtigt. 

Sechstens: Alle Bürger*innen ha-
ben ein Recht auf politische Bildung, 

v. a. ein Recht darauf, dass dies nicht 
von ihren zeitlichen und ökonomischen 
Ressourcen bestimmt wird. Deshalb ist 
kostenfreie politische Bildung ebenso 
wichtig wie Freistellungsmöglichkeiten, 
wie sie etwa die Bildungsurlaubsrege-
lungen vieler Bundesländer außerhalb 
Bayerns und Sachsens bieten.

Und zu guter Letzt: Politische Er-
wachsenenbildung lebt – neben ange-
stellten und selbstständigen Fachkräf-
ten – vielfach auch von engagierten 
Ehrenamtlichen, die für ihr Engage-
ment nicht nur die Wertschätzung der 
Einrichtungen und die Teilnahme an 
Fortbildungen erwarten dürfen, son-
dern auch eine professionelle Status-
sicherung, die sich in Zertifikaten und 
einer angemessenen Honorierung nie-
derschlägt. 

Was bleibt?
So gesehen ist politische Bildung 

die direkte Folge von Demokratie wie 
auch ihre essenzielle Voraussetzung. 
Dieser Standpunkt ist allerdings noch 
nicht Gemeingut in Parlamenten und 
Regierungen. Es gibt auch genügend 
Gegner*innen dieser Überlegungen. 
Wer diese sind, das erfährt man auch 
in politischen Bildungsveranstaltungen. 
Aber nur, wenn diese gut gemacht sind.

von Uwe Roßbach
Geschäftsführer Arbeit 

und Leben Thüringen
bis 2022 Referatsleiter 

Erwachsenenbildung der 
GEW Thüringen

1    Demokratiefördergesetz. Die Demokratie verteidi-
gen. Vgl. bundesregierung.de

2 16. Kinder- und Jugendbericht. Förderung demo-
kratischer Bildung im Kindes- und Jugendalter. Vgl.  
bmfsfj.de

3 Beutelsbacher Konsens. Vgl. bpb.de

Wir fordern: Abmahnung von Leonie Lieb muss zurückgenommen werden
Die Delegierten der Landesvertreter*innenversammlung (LVV) der GEW Bayern beschlossen Ende April in Regensburg, dass sie 

die gewerkschaftliche Forderung nach dem Erhalt des Kreißsaales im Klinikum Neuperlach in München unterstützen. Außerdem muss 
die Abmahnung gegen die Hebamme Leonie Lieb zurückgenommen werden. Die engagierte Hebamme Leonie, Mitglied bei unserer 
Schwestergewerkschaft ver.di, erhielt von der Geschäftsleitung der München Klinik eine Abmahnung, weil sie der linken Tageszeitung »junge 
Welt« ein Interview zum Thema gegeben hatte. Die GEW-Delegierten werteten dies als Angriff auf die gewerkschaftliche Arbeit im Betrieb 
und auf die Meinungsfreiheit, auch wenn der Arbeitgeber die Abmahnung formal mit einem angeblichen Verstoß gegen eine Dienstanweisung 
begründete.

Zum Hintergrund: Der Münchner Stadtrat beschloss zunächst die Schließung der Geburtshilfe im Klinikum Neuperlach für das Jahr 
2024. Daraufhin starteten die betroffenen Beschäftigten im November 2022 eine Petition für den Erhalt der Abteilung. Mehr als 22.000 
Menschen stimmten ihren Argumenten zu und unterzeichneten die Petition. Zur Unterstützung bildete sich zudem ein Solidaritätskomitee 
aus gewerkschaftlich aktiven Kolleg*innen, Parteien, Studierenden und politischen Gruppen. Dem Komitee gehören auch GEW-Mitglieder an.

Die Hebammen und das Solikomitee organisierten bereits eine Kundgebung in Neuperlach, besuchten die Stadtratsparteien und 
informierten in Pressegesprächen. Durch diesen öffentlichen Druck konnten die Stadtratsfraktionen von SPD und Grünen dazu bewegt 
werden, die Entscheidung über den Erhalt der Station bis 2028 zu vertagen.

Doch die Petition läuft weiter und die Delegierten der LVV möchten die GEW-Mitglieder über die Petition und die Abmahnung gegen eine 
Gewerkschaftskollegin informieren. Die Petition kann weiter unterschrieben werden. Bitte dafür bei einer Suchmaschine folgende Suchoption 
eingeben: »Wir fordern: Abmahnung von Leonie Lieb muss zurückgenommen werden.«         von Dorothea Weniger und Kilian Gremminger 
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Am Onlineunterricht in der Wei-
terbildung scheiden sich die Geister: 
Während die einen diese Unterrichts-
form sehr befürworten, lehnen andere 
diese komplett ab. Letztgenannte kehr-
ten nach Corona konsequent in den 
Präsenzunterricht zurück. Dies betrifft 
sowohl den Unterricht für Deutsch als 
Fremdsprache und andere Fremdspra-
chen wie auch die berufliche Bildung. 

Die Lehrkräfte, die vor der Corona-
pandemie noch keine Berührung mit 
Online-Tools hatten, waren mit Schlie-
ßung der Bildungseinrichtungen auch 
in der Erwachsenenbildung in kurzer 
Zeit gefordert, sich für die neue Unter-
richtsform fit zu machen. Die meisten 
Träger unterstützten die Lehrenden mit 
Workshops und Tutorials, doch die Un-
sicherheit dürfte bei den meisten lange 
geblieben sein. Vor allem, wenn dann 
etwas tatsächlich nicht funktionierte 
oder wenn unterschiedliche Tools bei 
den einzelnen Trägern zum Einsatz ka-
men. Die ablehnende Haltung verfes-

tigte sich sicher, als langsam klar wurde, 
dass ein guter Onlineunterricht sehr viel 
mehr Vorbereitung erfordert, als viel-
leicht zunächst angenommen. Viele dis-
kutierten deshalb auch, ob aufgrund des 
Onlineunterrichts nicht höhere Hono-
rare angemessen wären. Einige Träger 
honorierten den Mehraufwand durch 
einen zusätzlichen Bonus, andere hin-
gegen senkten ihre Auszahlungen an die 
Lehrkräfte sogar ab und verärgerten die 
Lehrenden damit zusätzlich. 

Die Verlage stellten sich sehr schnell 
auf die neuen Anforderungen ein und 
brachten immer mehr neue Materiali-
en und digital unterstützte Lehrwerke 
auf den Markt. Doch dürfte diese Pro-
duktvielfalt oft auch zur Überfrachtung 
geführt haben. 

Vor- und Nachteile 
für die Teilnehmenden
Diskutiert wurde auch, ob die Teil-

nehmenden überhaupt die notwendige 
Technik hätten und/oder ob sie mit der 

Handhabung überfordert wären. Doch 
die meisten Teilnehmenden lernten 
schnell, sich neu zu organisieren. Sie 
erwarben mediale Kenntnisse und das 
nötige Selbstvertrauen, um z. B. beim 
Mobilfunkanbieter einen stabileren und 
schnelleren Internetanschluss einzufor-
dern. 

Das Thema Selbstdisziplin stand al-
lerdings auf einem ganz anderen Blatt. 
Sicher kämpften einige Teilnehmende 
damit. Aber hat dies zwangsläufig etwas 
mit dem Unterrichtsformat zu tun? Ge-
hen wir im Präsenzunterricht nicht auch 
sehr oft mit Zuspätkommenden um und 
damit, dass besonders Familienverant-
wortliche des Öfteren dem Unterricht 
fernbleiben, weil sie zu Hause z. B. eine 
krankheitsbedingte Betreuungssituation 
lösen müssen? Eine Situation, die mit 
Onlineunterricht sogar besser organi-
siert werden konnte. Zudem erkannten 
viele, dass sie Fahrtwege einsparen und 
mehr Zeit mit der Familie verbringen 
können, wenn sie die Möglichkeit des 
Onlinelernens nutzen. 

Unterricht vom Schreibtisch aus – 
ein Zukunftsmodell 
für die Weiterbildung? 

Foto: IMAGO / Westend61
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Sicher vermisste man sich gegen-
seitig. Manche meinten auch, dass der 
Austausch untereinander zu einem bes-
seren Lernerfolg führen würde. Doch 
anhand der Prüfungsergebnisse, die sich 
während des Onlineunterrichts sogar 
verbesserten, zeigte sich, dass dieser 
ein gangbarer Weg ist. Zwar hängen die 
Ergebnisse maßgeblich von der Motiva-
tion der Teilnehmenden ab. Beeinflusst 
werden sie aber auch dadurch, welche 
Einstellung die Lehrkraft zum Onlineler-
nen mitbringt. Diese überträgt sich auf 
die Teilnehmenden. Dabei geht es nicht 
darum, Tools von A bis Z perfekt zu be-
herrschen, sondern Freude an der Lern-
form zu vermitteln. 

Besonders bei Gruppenarbeiten zei-
gen die Online-Tools durchaus Vorteile. 
Denn die Gruppen lassen sich ohne grö-
ßere Diskussionen beliebig neu zusam-
menstellen und zeitlich gestalten. Auch 
können sie vonseiten der Lehrkraft un-
kompliziert besucht werden. Durch den 
immer wiederkehrenden Modus lernen 
die Teilnehmenden auch schnell, damit 
umzugehen und in wechselnden Grup-
pen die gestellten Aufgaben zu bearbei-
ten.  

Unterstützende 
Maßnahmen 
Festzuhalten ist, dass auf höheren 

Niveaustufen die Effizienz sicherlich be-
reits zu Anfang eines Kurses hoch ist, 
während Anfänger*innen, die sprachlich 
noch nicht so weit sind, sich erst lang-
sam an das Format herantasten müssen. 
Ist ihnen dies gelungen, präsentieren sie 
sich dann aber oft umso stolzer. Extra 
terminierte Onboarding-Sessions kön-
nen dabei unterstützen und die Unsi-
cherheit auf allen Seiten nehmen. 

Hilfreich ist es auch, wenn der Träger 
die Teilnehmenden mit Endgeräten auf 
Leihbasis ausstatten kann, damit alle die 
gleiche Ausgangsbasis haben. Denn in 

vielen Haushalten sind zwar Computer 
vorhanden, doch reichen diese teilweise 
nicht aus, um mehrere Lernende gleich-
zeitig zu versorgen. 

Blick in die Zukunft
Onlineunterricht nach Corona fin-

det weiter statt und sollte auch künftig 
seinen berechtigten Platz im Portfolio 
haben, genauso wie Hybridformen oder 
Mischformen zwischen Präsenz- und 
Onlineunterricht. 

Chancen ergeben sich sowohl für 
Lehrende als auch für Lernende. Lehr-
kräfte können ortsunabhängig arbeiten, 
sparen sich ihrerseits Fahrtwege und 
sind leichter zu gewinnen, weil es keine 
Rolle mehr spielt, von wo aus unter-
richtet wird. Gleiches lässt sich für die 
Teilnehmenden sagen: Insbesondere in 
Flächenlandkreisen und bei Kursen, die 
vor allem Berufstätige besuchen, ist es 
für den Lernerfolg entscheidend, dass 
die Kursteilnahme realistisch bleibt und 
regelmäßig genutzt werden kann. So 
sind halbstündige oder noch längere 
Anfahrtswege zum Kursort nach einem 
acht- oder zehnstündigen Arbeitstag 
auf Dauer kaum durchzuhalten. Online 
hingegen bietet sich für viele doch die 
Möglichkeit, einen Kurs bis zum Ende zu 
besuchen. Auch deshalb ist die Nachfra-
ge nach Onlineunterricht – insbesonde-
re bei Abend- oder Spezialkursen, für 
die sich nicht genug Teilnehmende an 
einem Ort befinden – weiterhin gege-
ben. 

Zusammenfassend profitieren gera-
de Lerngeübte von Onlineangeboten. 
Bei Lernungeübten braucht es etwas 
mehr Zeit, die Technik und deren Nut-
zung zu implementieren, ist aber gleich-
falls möglich. Zudem bieten die techni-
schen Möglichkeiten die Chance, den 
Unterricht abwechslungsreich und mit 
viel Bild- und Tonmaterial anzureichern. 
Unter der Voraussetzung, dass die Teil-

nehmenden gewillt sind, ihr Kursziel zu 
erreichen, geben ihnen Onlinekurse die 
Chance, auf effiziente Weise zu lernen 
und das Beste für sich und ihre indivi-
duelle Situation in angemessener Zeit 
herauszuholen. 

Die Gefahr eines sich noch ver-
schärfenden Honorardumpings besteht 
durch freie Anbieter im Internet, die 
in den letzten Jahren auf den Markt 
geschwemmt wurden, ohne dass eine 
Qualitätsprüfung erfolgt. Nach meinem 
Dafürhalten können diese maximal 
eine Ergänzung zum regulären Kursge-
schehen der etablierten Träger – egal 
ob im Präsenz- oder Onlineunterricht 
– darstellen.

Meine persönlichen Erfahrungen mit 
dem Onlineunterricht sind überwiegend 
positiv. Ich stellte fest, dass Sympathie 
und Begeisterung – genauso wie das 
Gegenteil – auch virtuell transportiert 
werden können. Ich erlebe in beiden 
Formaten ebenso viele lustige wie trau-
rige Situationen. Es kommt immer auf 
die Lehrkraft an, wie sehr es ihr gelingt, 
ihre Teilnehmenden zum Mitmachen zu 
motivieren. 

Als wesentlicher Nachteil muss aller-
dings wohl deklariert werden, dass bei 
Onlineunterricht die Pausengespräche 
auf Deutsch verloren gehen und sich die 
Teilnehmenden kaum wirklich kennen-
lernen können. Dieses Argument kann 
allerdings durch separat zu verabreden-
de Treffen in Präsenz zum Positiven ge-
wendet werden. Dagegen vermittelt der 
Onlineunterricht die Chance, die eigene 
Lebenssituation anzupassen und ohne 
zusätzlichen Aufwand eine Kursteilnah-
me dauerhaft zu ermöglichen. 

von Stefanie Steible
Dozentin für Deutsch als 

Fremdsprache

zur Diskussion ... zur Diskussion ... zur Diskussion ... zur Diskussion

Gedenken: Erster Transport aus Rosenheim in das KZ Dachau (1933)

Am 26. April 2023 gedachte die Rosenheimer »Initiative Erinnerungskultur« an 28 Rosenheimer 
Kommunist*innen, welche vor 90 Jahren mit dem ersten Gefangenentransport aus Rosenheim in das KZ Da-
chau verschleppt wurden. 

Unser Kollege Andreas Salomon hielt auf der Veranstaltung eine Rede, die hier nachzulesen ist: 
gew-bayern.de/aktuelles/detailseite/erster-transport-aus-rosenheim-in-das-kz-dachau-1933.    dw
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Aktuelle Probleme an den Schulen 
– die Krise nach der Krise

Offiziell ist die Coronakrise vorbei. 
Offiziell sind wir wieder im »Normalbe-
trieb«. De facto herrscht aber an vielen 
Schulen weiterhin der Ausnahmezu-
stand. Dies gilt nicht nur für Schulen, 
auch andere Bildungseinrichtungen 
sind am Limit. 

In Kitas, Mittel-, Grund- und För-
derschulen herrscht derzeit der größ-
te Personalmangel. In absehbarer Zeit 
wird sich daran auch nichts ändern. Im 
Gegenteil: Der fortwährende Krisen-
modus an Mittel- und Förderschulen 
führt z. B. dazu, dass für diese Schulart 
auch die Zahl der Studierenden weiter 
sinkt. Ausbaden müssen dies neben den 
Lehrkräften die Schüler*innen, die das 
Nachsehen haben. Individuelle Förder-
möglichkeiten für Schüler*innen sind 
auch an Grundschulen zum Schuljahres-
beginn massiv gekürzt worden. Die Lage 
an den drei Schularten ist trostlos.

Bildungsungerechtigkeit 
verfestigt sich 
Dies nehmen die politisch Verant-

wortlichen in Kauf, obwohl gerade die 
Kinder an den Mittelschulen in den 
Klassen 5, 6, 7 und 8 in den drei Coro-
najahren kaum direkten Kontakt (Face-
to-Face) zu den Pädagog*innen hatten. 
Onlineunterricht erreichte viele Kinder 
nicht, weil zu Hause, anders als in Haus-
halten mit Schüler*innen, die das Gym-
nasium besuchen, seltener ein Laptop 
oder ein Tablet mit gut funktionieren-
dem WLAN auf einem richtigen Schreib-
tisch standen. Auch viele Jugendliche an 
Berufsschulen, die meist ebenfalls einen 
anderen ökonomischen und soziokultu-
rellen Hintergrund haben, folgten dem 

Onlineunterricht nur auf dem Handy 
und oft unter widrigen Umständen.

Die Lücken im Lernstoff, die sich 
während der Coronajahre bei etlichen 
Kindern und Jugendlichen auftaten, hät-
ten bereits wieder geschlossen werden 
können, wenn es keinen Personalman-
gel gäbe. Dieser trifft wieder genau die 
Kinder und Jugendlichen am ärgsten, 
die schon in der Pandemie abgehängt 
wurden. Förderstunden und Differen-
zierungen strich das Kultusministerium 
zum Schuljahresbeginn fast flächende-
ckend, um den »Kernunterricht« ab-
decken zu können. Dagegen fallen die 
»schönen« Dinge wie AGs, Wahlfächer, 
Sport, Kunst und Musik oft hinten run-
ter. Werden diese Fächer noch ange-
boten, unterrichten sie meist Externe 
(Übungsleiter*innen, Musiker*innen 
etc.) oder befristet eingestellte Studie-
rende etc. mit der Konsequenz, dass 
die »Stammbelegschaft«, also die fer-
tig ausgebildeten Lehrer*innen, nur 
noch in den Hauptfächern unterrichten. 
Dies zieht einen Mehraufwand bei der 
Vor- und Nachbereitung und bei den 
Korrekturen nach sich. Diese Arbeits-
verdichtung in einem Umfeld, das schon 
lange von Stress und Überforderung 
geprägt ist, führt nicht selten ins Burn-
out, zu Krankschreibungen oder Reha-
aufenthalten. Ein Teufelskreis, denn die 
verbliebenen Lehrer*innen müssen die 
Stunden, die auszufallen drohen, auffan-
gen, da auch der Pool der »mobilen Re-
serve« so gut wie überall leergefegt ist. 

»Lost Generation«?
So wie viele Lehrkräfte kamen und 

kommen auch sehr viele Schüler*innen 
an ihre psychischen (und oft auch 

physischen) Grenzen: Mehreren Un-
tersuchungen zufolge ist die menta-
le Verfassung bei jedem fünften Kind 
und Jugendlichen (weiterhin) in einem 
schlechten Zustand. Massive Probleme 
sind die Folge: Angststörungen, Sucht-
probleme, Essstörungen, Panikattacken, 
selbstgefährdendes Verhalten – die 
Liste lässt sich weiter fortführen. Hier 
rächt sich, dass in den letzten Jahren 
zu wenige Sozialpädagog*innen und 
Schulpsycholog*innen ausgebildet und 
viel zu wenige Plätze in der Jugendpsy-
chiatrie aufgebaut wurden. So muss z. B. 
ein Jugendlicher mit Zwangsstörung in 
einer Großstadt ein halbes Jahr auf ei-
nen Therapieplatz warten.

Fazit
All die Sonntagsreden, dass die Po-

litik sich nach der Coronapandemie um 
die Kinder und Jugendlichen kümmern 
wird, sind nur heiße Luft. Vielleicht 
bauen aber im Landtagswahljahr die 
Eltern Druck auf, sodass die Probleme 
der nächsten Generation endlich ernst 
genommen werden. Dafür reichen aber 
nicht nur ein paar wenige Stellen aus, 
es braucht vielmehr flächendeckend 
eine gute Versorgung mit Expert*innen. 
Multiprofessionelle Teams müssen in 
die Schulen, besonders in Grund-, Mit-
tel- und Förderschulen – ansonsten 
wächst tatsächlich eine »Lost Gene-
ration« heran. Hoffen wir, dass die 
Bildungspolitiker*innen ihren Auftrag 
endlich ernst nehmen!

von Anna Forstner
Lehrerin an einer FOS/BOS
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Auf zu neuen Ufern? 
Ein paar Jahre an einer Deutschen Auslandsschule

An einer Deutschen Auslands-
schule (DAS) zu arbeiten, ist derzeit 
im Freistaat Bayern wie auch in allen 
anderen Bundesländern leichter ge-
sagt, als getan. Der eklatant zuneh-
mende Lehrkräftemangel führt häufig 
schon auf der Schulebene zu Ableh-
nung oder zur Nichtweiterleitung von 
Anträgen. Auch das Kultusministeri-
um, welches prinzipiell ein positives 
Verständnis für die DAS und deren 
Aufgaben im Sinne der auswärtigen 
Kultur- und Bildungspolitik hat, fühlt 
den starken Druck aus den nachge-
ordneten Dienststellen und Schulen, 
wenn es eine Freigabe erteilt. 

Da die allermeisten DAS Abitur-
schulen sind, haben es die Kolleginnen 
und Kollegen der Gymnasien, z. T. auch 
der FOS/BOSen, etwas leichter, eine 
Freistellung für den Auslandsschul-
dienst zu erhalten. Schwierig bis nahe-
zu unmöglich scheint das im Moment 
für Lehrkräfte an Grund- und Mittel-
schulen zu sein. Das ist zum einen 
dem massiven Mangel an Lehrkräf-
ten in diesen Schularten geschuldet, 
zum anderen aber auch der angeblich 
mangelnden »Notwendigkeit«, dass 
auch in den Primar- und Sekundar-
klassen einer DAS qualifizierte und 
motivierte Lehrkräfte aus der Heimat 
sinnvoll sind, um später tatsächlich 
Absolvent*innen mit einem Abitur-
zeugnis oder einem GIB (Gemischt-
sprachiges »German« International 
Baccalaureate) entlassen und mög-
lichst für ein Studium in Deutschland 
gewinnen zu können.

Gründe für geringe 
Chancen
Leider geht die Möglichkeit für 

Lehrkräfte an Grund-, Mittel- und  
Realschulen, als beurlaubte Auslands-
schuldienst-Lehrkräfte (ADLK) oder 
auch »nur« als Bundesprogramm-
lehrkräfte (BPLK) eine Freigabe für 
die Bewerbung bei der ZfA, der Zent-
ralstelle für das Auslandsschulwesen,  
zu erhalten, derzeit gegen null. Gewis-
se Ausnahmen gibt es dann und wann 

für die eher raren Funktionsstellen wie 
z. B. Leiter*in einer Grundschule an 
einer DAS. Auch für die in Deutschland 
angeworbenen Ortslehrkräfte (OLK), 
die ihre Verträge nur mit den Schul-
trägern vor Ort aushandeln, sofern 
es sich um Bewerbungen aus einem 
Beamt*innen- oder Angestelltenver-
hältnis heraus handelt, gilt das Glei-
che. Für Kolleg*innen an den Schulen 
in kommunaler Trägerschaft – eine 
bayerische Besonderheit – gilt, dass sie  
anders als noch vor 30 oder 20 Jahren 
de facto keine Chance auf eine Be-
urlaubung an eine DAS erhalten. Im  
Gegensatz zu den 16 Bundesländern 
sind die Kommunen keine Partner 
des Bundes im Blick auf das Auslands-
schulwesen; so gibt es z. B. die Betei-
ligung des Bundes an den während  
der Beurlaubung entstehenden Ver-
sorgungsansprüchen nur für Lehrkräf-
te eines Landes.

Tipps für die Bewerbung
Kann man trotz alledem raus? Es 

gibt keinen Rechtsanspruch auf Beur-
laubung – aber einen Antrag zu stellen, 
ist natürlich erlaubt. Bei Ablehnung 
kann er auch wiederholt werden. Da-
bei ist eine offene Kommunikation mit 
der Schulleitung zu empfehlen, da die-
se auf dem Dienstweg auch Stellung 
nehmen muss. Zum Personalrat sollte 
ebenso ein enger Austausch gepflegt 
werden.

Relativ einfach ist eine Bewerbung 
als OLK direkt an einer DAS oder als 
BPLK bei der ZfA für junge Kolleginnen 
und Kollegen, gleich im Anschluss an 
die Referendarzeit. Anders als noch 
vor zehn Jahren können sie gewiss 
sein, dass sie nach ein paar Jahren 
im Ausland in Bayern oder anderswo 
immer noch dringend gebraucht wer-
den und ihre Beamt*innenstelle wer-
den antreten können, was früher nur 
für die Kolleg*innen mit den Fächern 
Mathematik und Physik galt. Auch 
Pensionist*innen finden unter Beach-
tung der gesetzlichen Regelungen zu 
den Zuverdienstgrenzen etc. häufig 
noch eine Einsatzmöglichkeit. 

Engagement ist 
gefordert

Allerdings gilt für jede Tätigkeit im 
Ausland: Ferien oder ein verlänger-
ter Urlaub sind das nicht, auch wenn 
manche Schule tatsächlich unter Pal-
men liegt. Im Gegenteil, die Arbeit an 
einer DAS erfordert häufig zusätzliches 
Engagement, das auch erwartet wird. 
Außerdem sind die allermeisten DAS 
Privatschulen, für die oft Schulgelder 
von 1.000 oder mehr Euro im Monat 
anfallen. Manche Mama, mancher 
Papa meint daher, daraus gewisse 
Rechte ableiten zu können, z. B. was 
die Erreichbarkeit der Kolleg*innen 
angeht. Zudem muss man wissen, dass 
die allermeisten Schülerinnen und 
Schüler an einer DAS keine deutschen 
Muttersprachler*innen sind! Unter-
richt ist dann immer auch Sprachun-
terricht für Deutsch lernende Kinder, 
Jugendliche und junge Erwachsene. 
Genau so richtig ist aber auch: Die al-
lermeisten von uns, die schon einmal 
»draußen« waren, bringen vielfältige 
und bereichernde Erfahrungen mit 
nach Hause und die Gewissheit, dass 
diese Jahre zu den schönsten ihres Be-
rufslebens gehör(t)en.

Auf viele weitere Details kann ich in 
der Kürze dieses Artikels nicht einge-
hen. Er soll den Leserinnen und Lesern 
auch in allererster Linie Mut machen, 
den Traum von der internationalen 
Arbeit nicht aufzugeben. Wer Genau-
eres wissen will, nicht nur die zahlrei-
chen Abkürzungen betreffend, kann 
sich gern an uns, Michael Schopp (gm.
schopp@ag-al.de) und Oliver Manger 
(oliver.manger@ag-al.de), wenden. 
Wir wissen vielleicht nicht alles, aber 
wir sammelten bereits viele Erfahrun-
gen an mehreren Auslandsstandorten. 

von Michael Schopp
Lehrer und Schulleiter in 

NRW, Bayern, der Türkei und 
Vietnam
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Der 1. Mai ist unser Tag der Arbeit
Als Vorsitzende der GEW Unterfranken 

sprach ich am 28. April 2023 beim Empfang der 
Arbeitnehmer*innen in Miltenberg über den 
Bildungsnotstand. Ich machte darauf aufmerk-
sam, dass der gesetzliche Anspruch auf einen 
Kitaplatz wegen Personalmangel oft nicht erfüllt 
wird. Die Arbeitsbedingungen sind dort oft so 
schlecht, dass ausgebildete Erzieher*innen den 
Beruf nach ein paar Jahren wieder verlassen. 
Personalmangel herrscht aber auch an Schu-
len. Unterrichtsausfall ist die Folge. Ein Beispiel: 
Werkunterricht findet in der Stadt und dem 
Landkreis Aschaffenburg in den 5. und 6. Klas-
sen gar nicht mehr statt.

Neben der Kritik am Kultusministerium 
stellte ich abschließend unsere GEW-Forderungen vor:
n Arbeitsbedingungen verbessern: weniger Arbeitsbelastung, klei-

nere Gruppen!
n A 13 für alle Lehrkräfte!
n Umsetzung des GEW-Konzepts zur Lehrer*innenbildung (gew-

bayern.de/lehrer-innenbildung)!
n Teilzeitmöglichkeit für alle!
n Anerkennung von ausländischen Bildungsabschlüssen!

n Multiprofessionelle Teams in den Schulen!
n Reduzierung der Verwaltungstätigkeiten!
n Pädagogische Unterstützung in den Klassen!
n Unterstützung bei digitalen Aufgaben!
n Arbeitszeiterfassung für Lehrkräfte! Die permanente Ausbeu-

tung so vieler Pädagog*innen muss ein Ende haben!

von Monika Hartl 
 

1. Mai in München mit Maike Finnern, der GEW-Bundesvorsitzenden

In München nahmen am 1. Mai 4.500 Gewerkschafter*innen an 
der DGB-Kundgebung auf dem Marienplatz teil. Maike Finnern, die 
GEW-Bundesvorsitzende, hielt dort die zentrale Rede. Sie forderte 
u. a. 100 Mrd. Euro für »Programme für die Bildung, die Pflege, den 
sozialen Wohnungsbau und die öffentliche Infrastruktur«. Es brau-
che eine Vermögenssteuer und eine Umverteilung, um beispielswei-
se endlich auch die so notwendige Kindergrundsicherung einführen 

zu können. Darüber hinaus betonte sie: »Bildung ist das Fundament 
unserer demokratischen Gesellschaft. Jeder Mensch hat ein Recht 
auf qualitativ hochwertige Bildung – unabhängig vom sozialen Hin-
tergrund.« Beim Thema Fachkräftemangel verwies Finnern auf die 
GEW-Petition #mehr Lehrkräfte!! (gew.de). Aktuell zählt sie bereits 
knapp 85.500 Unterschriften.

Finnern kündigte auch an, dass sich die Gewerkschaften gemein-
sam gegen jegliche Angriffe vonseiten der Arbeit-
geber auf das Streikrecht wehren werden, da sie 
»die demokratische Verfasstheit unserer Gesell-
schaft« infrage stellen. Um diese zu sichern, sei es 
nach wie vor auch wichtig, sich immer und überall 
gegen rechte Umtriebe zu positionieren. Abschlie-
ßend rief Finnern zur Solidarität mit den Menschen 
auf, die wie z. B. im Iran, in Belarus und anderswo 
unterdrückt werden.                                                 dw
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Der 1. Mai in Dorfen wurde wieder von ei-
nem großen Bündnis getragen. Zum Auftakt 
sprach Hans Elas von der GEW über Krieg, 
Aufrüstung und die sozialen Folgen. Die GEW-
Kreisvorsitzende Heidi Oberhofer-Franz und 
die Schulpsychologin Tatiana Hemberger, Mit-
glied des Kreisvorstands, redeten zur sich ver-
schärfenden Krise im Bildungsbereich. Schorsch 
Wiesmaier von der Geschichtswerkstatt Dorfen 
sprach über die Zwangsarbeit während der NS-
Zeit bei der Ziegeleifabrik  Meindl. Die Kundge-
bung mit etwa 100 Teilnehmer*innen war wie 
schon in den letzten Jahren die größte im DGB-
Kreisverband Freising-Erding.   

 von Hans Elas

1. Mai in Dorfen

Rednerin Tatiana Hemberger, Schulpsychologin und Mitglied im GEW-Kreisvorstand. Rechts neben ihr 
die Kreisvorsitzende Heidi Oberhofer-Franz. Sie haben sich die Rede zur Krise in der Bildungspolitik 
aufgeteilt.

Tariftreuegesetz kommt
Große Hoffnung verbreitete Schönberger gleich zu Beginn mit 

ihrem Bericht zum Tariftreuegesetz. Schon zum Jahreswechsel kön-
ne es in Kraft treten, der Gesetzentwurf von Arbeitsminister Heil 
soll im Juni vorliegen. Die GEW setzt stark auf dieses Vorhaben, 
weil damit gerade in der Bildung die Arbeitsbedingungen und die 
Bezahlung für angestellte Lehrkräfte dauerhaft besser und Bil-
dungsberufe damit wieder attraktiver werden.

 
Bildung für Geflüchtete
In anderen Bildungsbereichen läuft es derzeit aus GEW-

Sicht dagegen ganz und gar nicht rund. Kreisvorsitzender Markus 
Weinberger führte die bayerischen Brückenklassen (Klassen für 
Schüler*innen, die die deutsche Sprache gerade erst erlernen) als 
Negativbeispiel an. So gebe es für diese weder ausreichend Perso-
nal noch die nötige Ausstattung. Schönberger bestätigte dies und 
räumte in diesem Zusammenhang auch das Scheitern des ersten 
Bildungsgipfels ein. Auch wenn es keine Abkehr vom Föderalismus 
in der Bildung geben werde, müsse dennoch eine enge Zusammen-
arbeit zwischen Bund und Ländern möglich sein. »Bildungsstan-
dards müssen über alle Bundesländer hinweg gelten. Wir müssen 
die Probleme gemeinsam angehen«, betonte die Abgeordnete.

Nicht zuletzt war es den Anwesenden wichtig, über die Ver-
knüpfung von Bildungs- und Migrationspolitik zu sprechen, wofür 
allein schon der Veranstaltungsort sprach. Schönberger berichtete, 
dass derzeit rund 30.000 Schüler*innen aus der Ukraine Zuflucht 
in Bayern gefunden hätten. Erschreckenderweise habe bisher der 
Onlineunterricht aus der Ukraine oft besser funktioniert als die In-
tegration der Kinder und Jugendlichen ins deutsche Schulsystem. 
Im Hinblick darauf, dass wir dringend Lehrkräfte und generell Fach-
kräfte in diversen Bereichen benötigen, müssten Chancen wahrge-
nommen und den Ankommenden Perspektiven eröffnet werden. 
Das gelte aber nicht nur für Ukrainer*innen, wie Roswitha Keil, Vor-
standsmitglied und selbst im Deutsch-als-Fremdsprache-Bereich 
tätig, betonte.

    von Veronika Lackerbauer

Kürzlich begrüßten wir vom GEW-Kreisverband Landshut/
Westliches Niederbayern hohen Besuch: Die Bundestagsabgeord-
nete Marlene Schönberger (B90/Die Grünen) diskutierte mit uns 
über die drängenden Probleme in puncto Bildung und Migration im 
Landshuter »Haus International«.

Im Vorfeld zu den diesjährigen Landtagswahlen wollten wir von 
der GEW der Bundespolitikerin auf den Zahn fühlen. Was ist in Sa-
chen Bildung vom Bund zu erwarten? Gibt es tragfähige Konzepte, 
wie Kinder und Jugendliche mit Migrations- und Fluchtgeschichte 
sicher und chancengleich im bayerischen Schulsystem ankommen 
können? Wie lässt sich dem eklatanten Lehrkräftemangel begeg-
nen? Diesen und vielen anderen Fragen stellte sich Schönberger, 
die selbst GEW-Mitglied ist. Sie brachte neben Geduld und Infor-
mationen auch viel gute Laune mit. Neben den GEW-Vorstandsmit-
gliedern diskutierten auch die Vertreter*innen des gastgebenden 
»Haus International« und der lokalen Presse in kleiner Runde in-
tensiv mit. 

Marlene Schönberger (B90/Die Grünen) zu Gast beim Kreisverband Landshut

Der Vorstand der GEW Landshut/Westliches Niederbayern mit Marlene 
Schönberger (4. v. l.)
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»Bildungsreise Gewerkschaftliche Kämpfe in Frankreich« 
vom 2. bis 7. April 2023 in Èze an der südfranzösischen Ri-
viera bei einer Kostenbeteiligung von 150 Euro – viel mehr 
Information gab es bei der Anmeldung nicht, aber ganz ehr-
lich: Wer hätte sich da nicht angemeldet? 

In der Woche vor Ostern war eine Gruppe junger 
Gewerkschafter*innen aus ganz Deutschland zu Gast in der 
wunderschönen Bildungsstätte der Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft (EVG) in Èze zwischen Nizza und Monaco. 
Veranstaltet wurde das Seminar vom DGB-Jugendbildungs-
werk. Zwei Wochen vor dem Abflug fand ein Vorbereitungs-
seminar in der DGB-Jugendbildungsstätte in Hattingen statt. 
In zwei Tagen bekamen wir einen Crashkurs zum politischen 
System, zur Parteien- und Gewerkschaftslandschaft Frank-
reichs und natürlich auch zur brandaktuellen Rentenreform. 
Außerdem sammelten wir unsere Erwartungen an die Reise, 
nach denen das engagierte Teamer-Duo im Nachgang noch 
am Programm feilte.

In Frankreich vertieften wir die Inhalte des Vorberei-
tungsseminars in einem Seminarraum mit Meerblick, wendeten sie 
aber auch praktisch an: So vernetzten wir uns mit einem Vertreter 
des linken Parteienbündnisses NUPES und nahmen an einem digita-
len Austauschtreffen mit dem internationalen Gewerkschaftssekretär 
der CGT-FO teil, was es uns ermöglichte, die französische Sichtweise 
auf parteipolitisches und gewerkschaftliches Engagement besser zu 
verstehen und viele Fragen loszuwerden. Als besonderes Highlight der 
Woche erlebten wir am landesweiten Aktionstag gegen die Rentenre-
form, am 6. April, in Nizza eine französische Streikdemonstration. Dort 
ging es um einiges gemütlicher als beispielsweise in Paris zu. So be-
obachteten wir deutlich mehr streikende Polizeigewerkschafter*innen 
als Polizist*innen im Einsatz. Einiges an Pyrotechnik und das ganz 
selbstverständliche Besprühen der Straße mit Parolen fehlten auch 
hier nicht. Dass wir uns nicht auf einer deutschen Streikdemo befan-
den, merkten wir vor allem an der Stimmung: Lange Redebeiträge gab 
es nicht, Demoparolen wurden eher gesungen als gerufen und vom 

Lautsprecherwagen wurde Wein verkauft. Eine Hymne der Proteste 
lautete »Danser encore« (weitertanzen). Und das nach monatelan-
gem, scheinbar aussichtslosem Kampf. Um die Gewerkschaftssoziolo-
gin und Frankreichexpertin Ingrid Artus zu zitieren, die zur gleichen 
Zeit in Paris war: »Es ist eine Party.« Davon könnte man durchaus hier-
zulande etwas lernen.

Auch der reine Freizeitspaß kam nicht zu kurz: Bei einer Stadtrallye 
erkundeten wir das wunderschöne Nizza, für Abstecher zum Strand 
war fast jeden Tag Zeit und am Abend in Monaco zeigten sich verbor-
gene Blackjack-Talente im Casino. 

Wie unsere Kolleg*innen in Frankreich sagen: »On n’est pas fa-
tigués!« – wir sind nicht müde, sondern gut erholt und gestärkt für 
gewerkschaftliche Kämpfe in Deutschland nach Hause gefahren. Alle 
jungen Kolleg*innen, die nun neidisch sind, sollten mal auf dgb-ju-
gendbildung.de vorbeischauen. 

von Eva-Maria Huber

In den letzten Monaten nahm der Klassenkampf in Frankreich ein 
historisches Ausmaß an. Gewerkschaften, Bewegungen und politische 
Parteien wehrten sich gemeinsam mit politischen Streiks gegen die 
Rentenreform Macrons, seit Januar gingen Millionen Arbeiter*innen, 
Studierende und Jugendliche gegen die Heraufsetzung des Rentenein-
trittsalters von 62 auf 64 Jahre auf die Straße. Der folgende Bericht 
anlässlich einer Reise nach Frankreich zu den Protesten soll die dortige 
Lage für Kolleg*innen der GEW Bayern greifbar machen und auch zei-
gen, was die Beschäftigten hier von dort lernen können.

Die Proteste können grob in zwei Phasen eingeteilt werden. Seit 
Januar kam es ungefähr wöchentlich zu sogenannten nationalen Ak-
tionstagen, zu denen die Intersyndicale (Dachorganisation der großen 
Gewerkschaftsverbände) zu 24-stündigen Streiks aufrief. Diese Akti-
onstage liefen in den Anfangsmonaten relativ friedlich ab, Hundert-
tausende legten mit Stand vom 6. April mittlerweile zum elften Mal 
die Arbeit nieder und marschierten gemeinsam im ganzen Land auf 
großen Protestzügen gegen die Rentenreform. Dabei wurde deutlich, 
dass die Opposition von den Gewerkschaften angeführt wurde. 

Diese von der Gewerkschaftsbürokratie kontrollierte Situation 
veränderte sich ungefähr zu dem Zeitpunkt, als Macron im Parlament 
keine Mehrheit für seine Reform fand. Daraufhin forcierte er mit dem 
Verfassungsartikel 49.3 eine autoritäre Durchsetzung. Dies ist Macron 
aufgrund der historisch entstandenen starken Stellung des französi-
schen Präsidenten in der Fünften Republik möglich, er braucht dafür 
keine demokratische Mehrheit im Parlament. In Reaktion auf diese 
autoritäre Politik spitze sich Mitte März der Klassenkampf zu. Zwei As-

Proteste gegen die Rentenreform in Frankreich
pekte waren dafür verantwortlich. Auf der einen Seite befand sich die 
Regierung in einer tiefen Krise, über 80 Prozent der Bevölkerung leh-
nen die Rentenreform ab. Große Teile der Opposition erweiterten ihre 
Kritik und forderten das Ende der fünften Republik. Auf der anderen 
Seite zog es immer mehr Gruppen in die Opposition hinein, so auch 
Schüler*innen und weitere Teile der Arbeiter*innenklasse. Es kam an 
vielen strategischen Orten zu verlängerten Streiks, wie beispielsweise 
in Frankreichs größter Ölraffinerie in der Normandie oder in den Pari-
ser Müllverbrennungsanlagen. Diese Teile des Widerstands agierten 
vermehrt ohne Mandat der Gewerkschaftsbürokratie, welche weiter-
hin nur gemäßigte Streiks organisieren wollte. 

Hier setzt auch die Mobilisierung der Studierenden, Schüler*innen, 
Lehrer*innen und Dozierenden an, die erst seit dem autoritären De-
kret nach 49.3 eine stärkere Rolle im Kampf spielten. Dozierende or-
ganisierten gemeinsam mit Studierenden an über 80 Universitäten im 
ganzen Land Vollversammlungen und sammelten auch Geld für die 
leeren Streikkassen in der Normandie. Neben der materiellen Unter-
stützung führten sie auch einen ideologischen Kampf an den Universi-
täten und Schulen, es bildeten sich offene Räume, in denen Streikende 
in Orientierung an die 68er-Bewegung den alten Staub der bürgerli-
chen Ideologie wegzufegen versuchten. Diese Lehre müssen wir auch 
wieder nach Bayern, Deutschland und in die ganze Welt tragen, denn 
ohne die Einheit von Arbeiter*innen unterschiedlicher Sektoren und 
der Jugend kommt keine sozialistische Perspektive in Sichtweite, die 
die maroden kapitalistischen Verhältnisse überwinden kann. 

von Kilian Gremminger

Mit der DGB-Jugend nach Frankreich
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GEW und Rosa-Luxemburg-Stiftung laden zu
 zwei Veranstaltungen ein

Eine Schule für alle – 
hilft sie gegen soziale Ungleichheit 

an bayerischen Schulen?
Viele Bundesländer haben in Reaktion auf den PISA-Schock  
die ständisch geprägte Dreigliedrigkeit des Schulsystems  

abgeschafft und mit der zusätzlichen Einführung der  
Gemeinschaftsschule die herkunftsbezogene Ungleichheit von  

Kindern zumindest abgemildert. Bayern hält dagegen am  
gegliederten Schulsystem fest und bildet bei der Durchlässigkeit 
und dem Übergang ans Gymnasium bundesweit das Schlusslicht.  

Und der Freistaat ist eines der wenigen Bundesländer, das die  
Einrichtung der Gemeinschaftsschule bislang nicht vorsieht.  

Was bedeutet das Festhalten am gegliederten Schulsystem für  
die Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen in Bayern?  

Und kann die Gemeinschaftsschule einen Ausweg für  
die Bildungsungleichheiten bieten?

Diskussion mit
Nicole Gohlke (Mitglied des Bundestages, Sprecherin für 

Bildung und Wissenschaft der Fraktion DIE LINKE)  
und 

Ulrich Vieluf (Bildungsforscher, der die Einführung der  
Berliner Gemeinschaftsschule begleitet hat)

Moderation: Florian Kohl (stellvertretender Vorsitzender der 
GEW Bayern)

Nürnberg, 28.6.2023, 18.30 Uhr
Nachbarschaftshaus Gostenhof, Großer Saal, Adam-Klein-Str. 6 

Digital: https://eu01web.zoom.us/j/67857582146  
Kenncode: 675845

Im Anschluss Get-together mit Snacks und Getränken!

Recht auf Ganztagsbetreuung – 
wie kann dieses auch qualitativ umgesetzt 

werden?
Die große Koalition hat 2021 den Rechtsanspruch auf  

Ganztagsbetreuung in der Grundschule beschlossen.  
Dieser soll neben einer besseren Vereinbarkeit von Familie und  

Beruf insbesondere die Chancengerechtigkeit in der Bildung 
erhöhen. Doch die Herausforderungen für die Umsetzung dieses 

Anspruchs bis 2026 sind riesig: So fehlen trotz des massiven  
Ausbaus in den letzten Jahren bundesweit nicht nur  

Hunderttausende Ganztagsplätze, es fehlen auch Fachkräfte und 
Räume. Daher ist zu fragen, wie die Zahl der Ganztagsplätze  
nicht nur quantitativ ausgebaut, sondern auch mit qualitativ  

hochwertigen Bildungsangeboten abgesichert wird?  
Wie muss der Ganztag gestaltet werden, damit er auch zur  

Leistungsverbesserung benachteiligter Schülerinnen und Schüler 
und damit zu größerer Chancengerechtigkeit beiträgt?  

Welche Professionen müssen an einem qualitativ guten Ganztag  
beteiligt sein? Welcher Qualifikationen und Arbeitsverhältnisse 
bedarf es dafür? Und wie müssen Räume für einen gelingenden 

Ganztag gestaltet sein?
Diskussion mit

Ruth Brenner (Stadträtin DIE LINKE, Personalrätin, Mitglied im 
Hauptpersonalrat für Lehrer*innen an Grund- und Mittelschulen) 

und 
Mario Schwandt (GEW Bayern)

Moderation: Kathrin Flach Gomez (Landessprecherin  
DIE LINKE. Bayern)

Nürnberg, 13.7.2023, 18.30 Uhr
Nachbarschaftshaus Gostenhof, Großer Saal, Adam-Klein-Str. 6 

Digital: https://eu01web.zoom.us/j/67857582146  
Kenncode: 675845

Im Anschluss Get-together mit Snacks und Getränken!

Die AG Perspektiven lädt zum Sommerseminar ein

Gewerkschaften und die Utopie des Sozialismus
Öffentliche Abendveranstaltung am Freitag als Einführung:  
»Nicht nur fridays for future! Mit gesellschaftlicher Utopie  

aus der ökonomisch-ökologischen Zangenkrise?«

Referent: Prof. Dr. Klaus Dörre  
Arbeits-, Industrie- u. Wirtschaftssoziologe, Uni Jena

Seminar am Samstag:  
Gewerkschaftliche Praxis im Spannungsfeld globaler Realitäten 

und wissenschaftlicher Utopie 
Referent: Peter Wahl 

Autor, Publizist, Gründungsmitglied von attac und WEED

Ein detaillierter Ablaufplan lag bei Druckunterlagenschluss noch nicht vor. 
Er wird hier zu finden sein: gew-bayern.de/veranstaltungen/detailseite/

gewerkschaften-und-die-utopie-des-sozialismus

Beginn: 14. Juli 2023, 16.00 Uhr 
Ende: 15. Juli 2023, 14.00 Uhr 

EineWeltHaus, Schwanthalerstraße 80, 80336 München 

Ausschusstreffen 
der gewerkschaftliche Bildungsarbeit (GBA)

Beim Treffen des GBA-Ausschusses kommen Vertreter*innen der 
bayerischen GEW-Fach- und -Personengruppen sowie der  
Bezirksverbände zusammen, um ein GBA-Leitungsteam zu 

wählen und gemeinsam ein Bildungsprogramm zu entwickeln, 
welches durch den Bayerischen Landesausschuss und den  

Hauptvorstand der GEW Bund genehmigt und durch  
das Bayerische GBA-Leitungsteam umgesetzt wird. 

7. Juli 2023, 16.00 Uhr – 8. Juli 2023, 13.00 Uhr
Tagungshotel Schönblick

Am Höhenberg 12, 92318 Neumarkt in der Oberpfalz 
Interessierte GEW-Mitglieder können sich unter 

bildungsarbeit@gew-bayern.de anmelden, sofern noch Plätze frei sind. 
Delegierte von Fach- und Personengruppen haben Vorrang.

www.aerzte-ohne-grenzen.de / spenden

Mit Ihrer Spende rettet ÄRZTE OHNE GRENZEN Leben:
Mit 50 Euro ermöglichen Sie z. B. das sterile Material 
für fünf Geburten. Ohne dieses erleiden Frauen häufi g 
lebensbedrohliche Infektionen.
Private Spender*innen ermöglichen unsere unabhängige Hilfe – 
jede Spende macht uns stark!

SPENDEN SIE GEBORGENHEIT 
FÜR SCHUTZLOSE MENSCHEN

 Spendenkonto: 
Bank für Sozialwirtschaft
IBAN: DE72370205000009709700
BIC: BFSWDE33XXX

IRAK: Unsere jordanische 
Kinderärztin Tanya Haj-Hassan
untersucht ein Neugeborenes 
in Mossul. © Peter Bräunig
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Altötting Treffen nach Vereinbarung. * 
Kontakt: Karin Ebensperger, karinebensperger@gmx.de 
Ansbach Pädagogischer Stammtisch in regelmäßigen Abständen, 
Termine dazu und weitere Informationen: www.gew-ansbach.de 
Kontakt: Günther Schmidt-Falck,  09802 953142, gew.kvansbach@gmail.com
Aschaffenburg/Miltenberg * Kontakt: Monika Hartl,  06021 4433609
Mobil: 01520 8886351, Monika.hartl@gew.bayern
Augsburg * Kontakt für Lehrkräfte: Katrin Fischer,  
vertretung@gew-augsburg.de, mobil: 0176 45506534
HSG-Treffen mittwochs, 18.00 Uhr, GEW-Büro, Schaezlerstraße 13 ½, 
Augsburg
Bad Tölz/Wolfratshausen  
Stammtisch 2. Mittwoch im Monat (Geretsried od. Bad Tölz) 20.00 Uhr
Kontakt: Gisa Pfnuer-Reichelt,  08171 909344 oder 0152 07507711
Bamberg Treffen jeden dritten Donnerstag im Monat im »Hofcafé«, 19.00 Uhr 
Kontakt:  0177 850273, hendrik.torner@gew.bayern 
aktuelle Infos auf Facebook oder Instagram unter gew_bamberg
Bayreuth/Kulmbach Treffen jeden 3. Donnerstag im Monat (außer
Ferien), 19.00 Uhr, Gaststätte »Plektrum«, Bayreuth, Moritzhöfen 29
Kontakt: kv.bayreuth-kulmbach@gew.bayern
Coburg Nächstes Treffen wird per Mail angekündigt  
Kontakt: Jürgen Behling, kv-cokclif@gew.bayern
Erding Stammtisch jeden dritten Donnerstag des Monats (außer Ferien)
19.30 Uhr beim Wirt in Riedersheim
Kontakt: Heidi Oberhofer-Franz, heidi.oberhofer-franz@gew.bayern
Erlangen jeden Montag Sprechstunden von 17.00-18.00 Uhr (nur 
telefonisch), Arbeitslosenberatung: jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat, 
18.00 - 19.00 Uhr (nur telefonisch), Friedrichstr. 7,  
Kontakt:  09131 2065462, info@gew-erlangen. de,  
www.gew-erlangen.de
Forchheim jeden 2. Donnerstag im Monat, 19.30 Uhr
Vogelgässler, Vogelstr. 16
Kontakt: Andreas Hartmann,  09191 702432, andihartmann@web.de
Freising * Kontakt: Tina Buchberger,  0160 95908582
Fürstenfeldbruck/Dachau * Kontakt: Margot Simoneit 
  08141 539154, margot.simoneit@gew.bayern
Fürth Sprechzeiten im GEW Bezirksbüro, Luisenstr. 2, 90762 Fürth
nach Vereinbarung
Kontakt:  0911 6589010, mittelfranken@gew.bayern
Hof-Wunsiedel Treffen jeden 2. Donnerstag im Monat,  
abwechselnd in Hof bzw. Selb, Ort und Termin: www.gew-oberfranken.de
Kontakt: Karlheinz Edelmann,  09281 93921, edekarl@yahoo.de
Ingolstadt/Eichstätt/Neuburg/Donau 
Kontakt: Andrea.Oberhofer@gew.bayern
Kempten/Oberallgäu 
Kontakt: schwaben@gew.bayern
Landshut/Westliches Niederbayern * Offenes Treffen jeden 2. Donnerstag 
im Monat, 18.30-20.00 Uhr, Café International, Am Orbankai 4, Landshut 
Kontakt: Markus Weinberger, landshut-westliches-niederbayern@gew.bayern
Lindau * Kontakt: Gerold Maier,  08381 5183• gew-gerold@web.de
Main-Spessart * Kontakt: Elfriede Jakob-Komianos,  09352 5768
oder Wolfgang Tröster,  09353 8181
Memmingen/Unterallgäu * Kontakt: Ute Haid,  0171 4244756,  
gew-unterallgaeu@gmx.de
München Fachgruppe Berufliche Schulen *
Kontakt: Joe Lammers,  089 3088243
München Fachgruppe Grund- und Mittelschulen
Termine: gew-muenchen.de
Ansprechpartnerin: Christiane Wagner, christiane.wagner@gew-bayern.de
München Fachgruppe Gymnasien * Kontakt: Michael Hatala,  
  0176 39579577, michael.hatala@gew-muenchen.de
München Fachgruppe Hochschule und Forschung 
Termin: Vgl. gew-muenchen.de/fachgruppen/hochschuleforschung/huf/
Kontakt: huf@gew-muenchen.de
München Fachgruppe Realschulen * Kontakt: Susanne Brauneck,
susanne.brauneck@gew-muenchen.de

München Fachgruppe Sonderpädagogische Berufe
Termine: www.gew-muenchen.de
Kontakt: Wolfram Witte,  089 134654, WolframWitte@gmx.net
München Fachgruppe Sozialpädagogische Berufe
Treffen nachfragen * sozpaed@gew-muenchen.de
Programm: www.gew-muenchen.de
München Lehramtskampagne an der Universität  
und GEW-Studierende, Kontakt: la-m@gew-bayern.de
München AK Personalräte und Vertrauensleute  
monatliche Treffen: Mittwoch 17.00 Uhr, *
Kontakt: Mathias Sachs, SachsMathias@aol.com
München AK Union Busting * Kontakt: ak-ub@gew-muenchen.de  
München GEW-Seniorinnen und Senioren 
Jour-fixe-Termine nachfragen * 
Kontakt: Irene Breuninger,  089 7853746
Neumarkt/Oberpfalz  
Treffen nachfragen* Kontakt: sigrid-schindler@web.de
Neu-Ulm/Günzburg  
Treffen: monatlich,* Gasthaus Lepple, Vöhringen
Kontakt: Claudia Heißwolf,  08337 9680
hei.bei@t-online.de
Nürnberg Fachgruppe Berufliche Schulen *
Kontakt: Steffi Ungethüm, Steffi.Ungethuem@stadt.nuernberg.de
Nürnberg Fachgruppe Sozialpädagogische Berufe 
Monatliche Treffen.  
Kontakt: Mario Schwandt, sozpaedberufe@gew-nuernberg.de
Nürnberg/Fürth FG Sonderpädagogische Berufe Mittelfranken
Treffen nachfragen*
Kontakt: K. Höbner: khoebner@posteo.de und 
F. Kohl: florian.kohl@gew.bayern 
Nürnberg/Fürth offener Stammtisch für alle Fachgruppen * 
Kontakt: gew-mittelfranken@nefkom.net,  0911 6589010
Nürnberg Büro für Lebenserfahrung
Aktivitäten und Infos: gew-nuernberg.de
Kontakt: Wolfgang Streidl,    0171 9275449, wastreidl@yahoo.de
Nürnberger Land * Kontakt: Gerd Schnellinger,  0179 4259064, 
gerd.schnellinger@gew.bayern
Passau/Östliches Niederbayern Treffen alle zwei Monate
Kontakt: Tobias Korter, kv-passau@gew.bayern
Pfaffenhofen jeden 2. Donnerstag im Monat 
20.00 Uhr, Griechisches Restaurant Sokrates in Niederscheyern
Kontakt: Norbert Lang-Reck,  08441 71192, Lang-Reck@t-online.de
Regensburg jeden 2. Donnerstag im Monat, ab 19.30 Uhr,  
im »Stefanos«, Ostengasse 16 (»Brandlbräu«),  
Bürozeit: jeden Donnerstag außerhalb der Ferien von 18.00-19.00 Uhr 
im Büro in der Obermünsterstr. 4
Kontakt: Peter Poth,  0941 566021
Roth/Schwabach/Hilpoltstein *
Kontakt: Joscha Falck, gew.rh-sc@gmx.de
Schweinfurt jeden 2. Mittwoch im Monat, 19.00 Uhr
Kontakt: Karl-Heinz Geuß,  09721 186936
Sulzbach-Rosenberg jeden 3. Mittwoch im Monat, 19.00 Uhr
Gaststätte Sperber
Kontakt: Manfred Schwinger,  09661 7755,  
manfred.schwinger@asamnet.de
Weiden jeden 2. Monat, 19.30 Uhr, an wechselnden Orten *  
raul.vitzthum@gew.bayern, Kontakt: Raul Vitzthum,  0151 15551475
Weilheim-Schongau/Garmisch-Partenkirchen * 
Kontakt: Elisabeth Schlichte,  08822 949343
wm-sog-gap@gew.bayern
Weißenburg (Mfr.) jeden 1. Donnerstag im Monat, 19.00 Uhr Casino
Kontakt: Harald Morawietz, post@gew-wug.de, gew-wug.de
Würzburg monatliche Treffen, * 
19.00 Uhr, Gaststätte »Am Stift Haug«, Textorstr. 24, 97070 Würzburg
Kontakt: Jörg Nellen,  0931 29194129, presse@gew-unterfranken.de

Diese Liste der GEW-Kontakte füllt sich. Weil der Platz hier begrenzt ist, haben wir den Hinweis, dass Termine nach Vereinba-
rung stattfinden und deshalb abgefragt werden müssen, durch ein Sternchen (*) ersetzt.


